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nachrichten 


Dieter Riefling verhaftet 

NIEDERSACHSEN. Der vorbestrafte Neo- 
nazi Dieter Riefling wurde Anfang De- 
zember verhaftet. Der Grund: Riefling 
hatte eine Geldbuße in Höhe von 2600 
Euro nicht bezahlt und soll nun eine Er- 
satzfreiheitsstrafe verbüßen. Angeblich 
hatte Riefling die Zahlungsaufforderung 
des Gerichts nicht erhalten, da er im 
Zuge seines Scheidungsprozesses umge- 
zogen war. Daher habe er auch keinen 
Antrag auf Ratenzahlung der Geldbuße 
stellen können. Riefling hat gegen das 
Urteil eine Verfassungsbeschwerde ein- 
gelegt. Unterdessen wird in der braunen 
Szene zur Solidarität mit Riefling aufge- 
rufen und um Geldspenden für den Inhaf- 
tierten gebeten, um diesen möglichst 
schnell wieder aus dem Gefängnis he- 
rauszuholen. hma U 


Braunes Fähnlein 


BREMEN. Mit Anzeigen u.a. in der „Preu- 
Bischen Allgemeinen Zeitung — Das Ost- 
preußenblatt“ wird für ein Magazin unter 
dem Namen „Ein Fähnlein“ geworben. 
Das neue Magazin „für junge und alte 
Freiwillige“ tritt für die „Erhaltung von 
Tugend und Tradition“ ein und kann u.a. 
über ein Bremer Postfach bezogen wer- 
den. In der aktuellen — dritten — Ausgabe 
des Magazins finden sich u.a. Berichte 
über den „Trauermarsch“ in Demmin, 
das alljährlich stattfindende „Reinhold- 
Elstner-Gedenken“ in München, das 
„Heldengedenken“ im ungarischen Deg 
einerseits und für die SS-Divison „Char- 
lemagne” im oberbayerischen Bad Rei- 
chenhall andererseits. Außerdem findet 
sich dort eine Würdigung für den Gene- 
ralmajor Otto Ernst Remer, bis zuletzt 
ein überzeugter Nazi, aus Anlass seines 
100. Geburtstags. Vertrieben wird das 
Magazin auch über die Internetseite 
„Soldatenbiographien“, für die Henrik 
Ostendorf aus Bremen verantwortlich 
zeichnet, ein ehemaliger Geschäftsführer 
des „Deutsche Stimme“-Verlags. hma I 


Bioland e.V. gegen 
Rassismus 


Maınz. Der ökologische Anbauverband 
Bioland e.V. hat sich Ende November in 
einer Resolution gegen jedwede Form 
von Rassismus ausgesprochen. Der Ver- 
band, in dem sich 5443 Biobauern und 
922 Lebensmittel-Hersteller aus 
Deutschland zusammengeschlossen ha- 
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Magdeburg mobilisiert 
zum 12.1.2013 


2013 ist am 12, 
m aber auch am 19. 
Januar mit einem 
Naziaufmarsch in Magde- 
burg zu rechnen. Die neo- 
faschistische „Initiative 
gegen das Vergessen“ um 
den JN-Bundesvorsitzen- 
den und Ordnungsdienst- 
leiter der NPD Andy Kna- 
pe ruft an beiden Tagen 
zum „Gedenkmarsch“ in 
Magdeburg auf. Der als 
„Gedenkmarsch“ miss- 
brauchte Anlass ist die 
Bombardierung der Stadt 
am 16.1.1945. Die erfolg- 
reiche Organisation der 
Aufmärsche in Magdeburg 
begünstigt den Rückhalt 
des Magdeburger Faschis- 
ten Knape in der rechten 
Szene. An der „Initiative 
gegen das Vergessen“ sind neben Knape 
u.a. Sascha Braumann (Blood and Ho- 
nour-Aktivist), Andreas Biere (ehem. 
NPD) und Tino Steg (NPD) beteiligt. 
Nach Polizeieinschätzungen wird es 
wahrscheinlich keine Großdemo der 
rechten Szene um den 13. Februar in 
Dresden geben. Es wird zwar zu einem 
Fackelmarsch am 13. Februar mobilisiert, 
von einem Wochenendaufmarsch sehen 
die Nazis jedoch wahrscheinlich, wie 
schon 2012, ab. Stattdessen wird mut- 
maßlich zu einem „Großkampftag“ in 
Magdeburg aufgerufen. Es sei demnach 
in Magdeburg an beiden Samstagen mit 
deutlich mehr als bisher 1000 Nazis zu 
rechnen. Wir, das Bündnis Magdeburg 
Nazifrei, hingegen nehmen an, dass ledig- 
lich Knape als Anmelder des Aufmar- 
sches am 12.1.2013 über das Mobilisie- 


rungspotenzial verfügt, um mehr als 1000 
Nazis auf die Straße zu bringen. Für den 
12. Januar 2013 soll Andy Knape die 
„Nordroute‘“ angemeldet haben, für den 
19. Januar Sascha Braumann die „Süd- 
route“. Knape wird neben Maik Müller 
(Aktionsbündnis gegen das Vergessen), 
Andreas Biere (Initiative gegen das Ver- 
gessen) und Daniel Weigl (freier Aktivist) 
als Redner für den 12.1.2013 angekün- 
digt. Als Ordnungsdienstleiter der NPD 
wird er aber höchstwahrscheinlich am 
19.1.2013 auf dem Landesparteitag der 
NPD in Sachsen verfügbar sein müssen. 
Für den 19.1.2013 gibt es noch keine wei- 
teren Hinweise auf den Ablauf einer mut- 
maßlichen Demonstration. 

Das linke Bündnis „Magdeburg Nazi- 
frei“ hat sich am 31.5.2012 als spektren- 
übergreifender Zusammenschluss aus Blo- 
ckadewilligen gegründet und ruft dazu auf, 
bereits die Auftaktkundgebungen zu blo- 
ckieren. Für den 12.1.2013 wird als Auf- 
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Fortsetzung Magdeburg 


taktkundgebung der Hauptbahnhof Mag- 
deburg angenommen. Mobilisiert wird 
bundesweit, um den „Gedenkmarsch“ 
nicht erst loslaufen zu lassen, sondern die 
zugereisten Nazis ohne jeden Aufmarsch 
bereits am Bahnhof zur Abreise zu zwin- 


gen. 
Bündnis Magdeburg Nazifrei 8.12.2012 
http://magdeburg-nazifrei.com 


Gegenaktivitäten 
Vorabenddemo am 11.1.2013 


Zum 11.01.2013 ruft die „Initiative Vor- 
abenddemo MD“ zur antifaschistischen 
und antirassistischen Demo durch die 
Magdeburger Innenstadt auf. Treffpunkt 
ist 18 Uhr am Hauptbahnhof. Dabei geht 
es nicht nur ums Warmlaufen für den 
Samstag, sondern es werden antifaschis- 
tische, antirassistische und solidarische 
Inhalte in den Vordergrund gerückt. 
Blog: http://vorabenddemo-md.tk 


Fortsetzung Meldungen 


ben, reagiert mit seiner Resolution auf 
Medienberichte, in denen darüber berich- 
tet wurde, daß Neonazis lokal den ökolo- 
gischen Landbau unterwandern. Auf sei- 
ner Bundesdelegiertenversammlung hat 
Bioland e.V. nun eine Satzungsänderung 
beschlossen. Die Möglichkeiten, ein Mit- 
glied auszuschließen, wenn es gegen die 
Grundsätze des Verbandes verstößt, wur- 
den präzisiert. Gleichzeitig wurde die 
Grundlage dafür geschaffen, Bauern und 
Lebensmittelerzeuger mit einer entspre- 
chenden Gesinnung gar nicht erst aufzu- 
nehmen. hma WM 


Erster Austritt 


STUTTGART. Nachdem die Auseinander- 
setzungen innerhalb der „Deutschen Bur- 
schenschaft“ (DB) über Mitgliedschafts- 
kriterien und politische Positionen auch 
nach dem jüngsten Burschentag andau- 
ern, hat die Stuttgarter Burschenschaft 
Hilaritas Anfang Dezember ihren Austritt 
aus der DB erklärt. Sie will nun den Auf- 
bau eines neuen Dachverbandes voran- 
treiben, der an den urburschenschatftli- 
chen Werten ausgerichtet sein soll und 
den einzelnen Mitgliedern mehr Autono- 
mie lassen will. hma U 


„Pro D“” will kandidieren 


BERLIN. „Pro Deutschland“ hat Mitte No- 
vember auf ihrer Bundesversammlung in 
Dresden die Teilnahme an der nächsten 
Bundestagswahl angekündigt. Bis zum 
Jahresende sollen nun Landeslisten in 
NRW, Bayern, Baden-Württemberg, Nie- 
dersachsen, Berlin und Brandenburg auf- 
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Blockaden am 12.1.2013 


Treffpunkt für alle, die den Naziauf- 
marsch verhindern wollen, ist am 
12.1.2013 um 9 Uhr der Magdeburger 
Hauptbahnhof. Das Bündnis „Magde- 
burg Nazifrei“ stellt die gesamte Infra- 
struktur und Vernetzung an diesem Tag: 
Ermittlungsausschuss (EA), Demo-Sani- 
täter_innen, Versorgung der Blockaden 
mit warmen Getränken und veganem Es- 
sen, Anwält_innen vor Ort, einen Infoti- 
cker und Infotelefon sowie auch Karten- 
material zur Orientierung. Die Veröffent- 

lichung weiterer Details erfolgt zeitnah. 
Homepage: http://magdeburg- 
nazifrei.com 


Linksradikale Demo am 12.1.2013 


Der Arbeitskreis Antifaschismus Magde- 
burg ruft zur linksradikalen Demonstration 
ab 10.30 Uhr und im Anschluss zu direk- 
ten Aktionen gegen den Naziaufmarsch 
auf. Es wird Rassismus als gesamtgesell- 
schaftliches Problem thematisiert und eine 
konsequente Kritik an den bestehenden 


gestellt werden. Direktkandidaten will 
„Pro Deutschland“ in Berlin (Marzahn- 
Hellersdorf), Heilbronn, Meißen und 
Bonn aufstellen. Köln, die Geburtsstadt 
der „Pro“-Bewegung, fehlt in dieser Auf- 
zählung . hma U 


Steuermittel für Machwerk 


„Das sogenannte Extremismus-Video der 
Bundeszentrale ist eine ungeheuerliche 
Verhöhnung der Opfer der Nazi-Mords- 
erie“, empört sich die innenpolitische 
Sprecherin der Fraktion DIE LINKE Ulla 
Jelpke über einen Videoclip der Bundes- 
zentrale für politische Bildung zum The- 
ma „Extremismus“. Darin werden die 
zehn Morde der Terrorgruppe NSU als 
„Döner-Morde“ bezeichnet und als Re- 
aktion auf Brandstiftungen an Luxuska- 
rossen durch Linke bezeichnet. Jelpke 
weiter: 

„Ich kann kein bisschen nachvollzie- 
hen, dass für dieses Machwerk Steuermit- 
tel ausgegeben werden. 

Diese Entgleisung zeigt, wohin die un- 
sägliche Extremismus-Doktrin führt: Zu 
einer Gleichsetzung von Nazis mit Lin- 
ken, die nicht davor Halt macht, rassisti- 
sche Stereotypen aufzugreifen. Ein Jahr 
nach Auffliegen der NSU-Mordserie 
spricht jene Bundesinstanz, die eigentlich 
politische Bildung fördern soll, von „Dö- 
ner-Morden“. Das Video ist menschen- 
verachtend und ein Schlag ins Gesicht der 
Angehörigen. Wer das Ermorden von 
Menschen mit dem Anzünden von Fahr- 
zeugen gleichsetzt, verharmlost die von 
Nazis ausgehende Gewalt. 

Das ist kein Kavaliersdelikt, hier müs- 
sen vielmehr Konsequenzen gezogen 


Verhältnissen auf die Straße getragen. Im 
Anschluss wird den Nazis mit handfesten 
Argumenten entgegengetreten. 
Blog: 
http://36Stageoffensiv.blogsport.eu 


5. Meile der Demokratie am 
12.01.2013 


Wie auch in den Vorjahren wird vom 
„Bündnis gegen Rechts“ Magdeburg in 
Kooperation mit der Stadt auf dem Brei- 
ten Weg eine „Meile der Demokratie“ or- 
ganisiert. Auch am 19.1.2013 sollen un- 
ter dem Motto „Kein Tag für Nazis!” 
Mahnwachen und Kundgebungen statt- 
finden. Zu Blockaden ruft das „Bündnis 
gegen Rechts“ nicht auf, diese sind je- 
doch im Aufruf zu „vielfältigen“ Aktio- 
nen „überall in der Stadt“ mitgemeint. 
Anliegen der Demokratiemeile ist es, 
Gesicht zu zeigen und so den Nazis ent- 
gegenzutreten. Außerdem ermögliche die 
Meile sicheren „Bewegungsfreiraum“ 

und besetze die Innenstadt. 
Blog: 
http://meilederdemokratie.wordpress.com 
| 


werden. DIE LINKE wird entsprechende 

parlamentarische Initiativen einleiten. 
Der Videoclip wurde mittlerweile von 
der Bundeszentrale abgeschaltet, ist aber 
noch im Netz einzusehen. Ich erwarte von 
der Bundeszentrale, dass sie auf die ange- 
kündigte „Überarbeitung“ des Videos 
verzichtet und es in den Orkus befördert. 
Rassismus und Nazi-Verharmlosung sind 
nicht verbesserungsfähig, sondern gehö- 
ren entschieden bekämpft und abge- 

schafft — ersatzlos!“ 

Ulla Jelpke, MdB, Innenpolitische Spre- 
cherin; Fraktion DIE LINKE I. 


„Racial profiling” verstößt 
gg Diskriminierungsverbot 


Die Antidiskriminierungsstelle des Bun- 
des (ADS) wurde schon häufiger auf die 
Polizeipraxis des „racial profiling“ auf- 
merksam gemacht. 

Dieser Ausdruck entstammt der US- 
amerikanischen Kriminalistik und be- 
zeichnet eine Praxis von Polizei- und Si- 
cherheitsbehörden, nach der das Handeln 
dieser auf Grundlage von Kriterien wie 
Rasse, ethnische Zugehörigkeit, Religion 
oder Nationalität einer Person basiert. 

Wegen dieser Praxis hatte sich die ADS 
schon häufiger mit der Bundespolizei in 
Verbindung gesetzt. Diese hatte wieder- 
holt versichert, dass bei Ein- und Ausrei- 
sekontrollen ethnische Gesichtspunkte 
keine Rolle spielen würden und dabei auf 
den Schengener Grenzkodex verwiesen. 
Nach Artikel 6 dieses Grenzkodex dürfe 
die Durchführung solcher Kontrollen 
nicht auf ethnischer Herkunft basieren. 

Die Realität 


sieht oft anders Fortsetzung Seite 4 unten 


„Unsensibel” als höchste Form der 


Selbstkritik 


MAD und Staatssekretär a.D. Hanning als Zeugen im NSU-Untersuchungsausschuss 


Zwei Sitzungen des Untersu- 
chungsausschusses zum NSU-Ter- 
ror standen in der Woche vom 26. bis 30. 
November auf dem Programm. Mit dem 
ehemaligen Präsidenten des MAD Brüs- 
selbach und dem Abteilungsleiter im Ver- 
teidigungsministerium (BMVG) Gramm 
waren zwei Zeugen geladen, die darüber 
Auskunft geben sollten, warum der 
MAD dem Untersuchungsausschuss die 
brisante Information, dass der MAD be- 
reits 1995 Uwe Mundlos befragt hatte 
und eine Akte über ihn existiert, so lange 
vorenthalte hatte. 

Gleich nach dem Auffliegen des NSU, 
so der ehemalige Präsident Brüsselbach, 
habe man sich darum gekümmert, ob ei- 
ner der beiden Männer bei der Bundes- 
wehr gewesen sei. Schnell wurde be- 
kannt, dass Mundlos zwischen 1994 und 
1995 in der Bundeswehr war. Da er schon 
zu diesem Zeitpunkt aktiver Nazi war war 
die Wahrscheinlichkeit hoch, dass der 
MAD Gespräche mit ihm geführt hat. 
Doch von Seiten des Amtes wurden kei- 
nerlei Aktivitäten unternommen, um eine 
mögliche Akte Mundlos (aus der z.B. 
auch Kontakte von Mundlos hervorgehen 
könnten) ausfindig zu machen. Ganz im 
Gegenteil, als man im Februar 2012 end- 
lich die Wehrakte von Mundlos auf Nach- 
frage des BKA ausfindig machte, dauerte 
es vier Wochen, bis sie dem BKA auch 
vorlag. 

Aus Sachsen, vom dortigen Verfas- 
sungsschutz, kam im März 2012 der Hin- 
weis, man habe ein Schreiben des MAD 
zu Mundlos gefunden das darauf hindeu- 
te, dieser sei vom MAD „bearbeitet“ wor- 
den. 

Das Protokoll der Befragung fehle je- 
doch. Zum völligen Unverständnis der 
Ausschussmitglieder löste diese Mittei- 
lung aus Sachsen jedoch keinerlei Aktivi- 
täten des MAD aus. Weder fragte man in 
Thüringen und Sachsen-Anhalt, noch 
beim Bundesamt für Verfassungsschutz 
nach, die alle damals das Protokoll zu 
Mundlos erhalten hatten. Es schien als 
wollte der MAD auf keinen Fall mehr 
von seinem damaligen Kontakt zu Mund- 
los wissen. 

Der ehemalige Präsident Brüsselbach 
räumte ein, dass dieses von ihm zu ver- 
antwortende Verhalten „unsensibel“ und 
falsch gewesen sei. Formal sei allerdings 
das Verteidigungsministerium für die In- 
formationen an den Untersuchungsaus- 
schuss zuständig. Dieser Verweis auf den 
für den MAD zuständigen Abteilungslei- 
ter im BMVG, Gramm, wurde vom Aus- 
schuss gerne aufgegriffen. Auch Gramm 


nutzte das schöne Wort „unsensibel“, 
wollte jedoch von Vertuschungsabsichten 
durch das Ministerium oder den MAD 
nicht wissen. Genau um diese handelte es 
sich jedoch, denn auch als auf Nachfrage 
des neuen MAD-Präsidenten Birkenheier 
im Juni 2012 die Mundlos-Akte endlich 
auftauchte, wurde sie dem Untersu- 
chungsausschuss weder übergeben, noch 
wurde dieser überhaupt davon in Kennt- 
nis gesetzt. 

Erst eine Pressemeldung zu dieser Akte 
im September 2012, am Tag als der erste 
Zeuge des MAD vernommen werden 
sollte, machte es unmöglich, die Akte 
weiter zurückzuhalten. Alle diese Infor- 
mationen waren im Ministerium und auch 
beim Minister de Maiziere bekannt. Doch 
auch dieser beließ es beim Wort „unsensi- 
bel“. 

Ex-Präsident Brüsselbach bestritt, dass 
es sich bei der Vernehmung von Mundlos 
um einen Anwerbeversuch gehandelt 
habe, wiewohl die Akte einen anderen 
Eindruck vermittelt. Überhaupt finden 
sich in den Akten des MAD im Zeitraum 
1998 bis 2000 zahlreiche gute Hinweise 
auf das Trio. An die zuständigen Ermittler 
oder Staatsanwaltschaften wurden sie 
nicht gegeben! 

Ob der MAD speziell auf die Suche 
nach dem Trio angesetzt war, konnte 
Brüsselbach nicht beantworten. Wieder 
einmal wurde das Funktionsprinzip der 
Geheimdienste deutlich: keine Offenle- 
gung von brisanten und wichtigen Infor- 
mationen und Eingeständnis von Kennt- 
nissen erst, wenn dies nicht mehr zu leug- 
nen ist. Der NSU-Komplex macht Woche 
für Woche deutlich, wohin diese Politik 
geführt hat. 


Im Prinzip lief alles richtig 


Hauptzeuge am zweiten Vernehmungstag 
war der ehemalige BND-Präsident, Ge- 
heimdienstkoordinator im Kanzleramt 
und Staatssekretär im Innenministerium 
August Hanning. Als eine zentrale Per- 
son der deutschen Sicherheitsorgane war 
Hanning ein wichtiger Zeuge, der auf 
verschiedenen Ebenen mit den NSU-Ta- 
ten befasst war. 

Seine politische Linie war ähnlich der, 
der meisten Vertreter des Sicherheitsap- 
parates. Fehler im Einzelnen: sicher. Ver- 
sagen der Sicherheitsbehörden: nein. Für 
Hanning wurde zu Recht von den Behör- 
den auch in Richtung organisierte Krimi- 
nalität ermittelt, eine Festlegung auf diese 
These wollte er nicht erkennen. Bei de- 
taillierteren Fragen zu den fast schon ma- 
nischen Ermittlungen in diese Richtung 


über mehr als sechs Jahre zog er sich da- 
rauf zurück, die Akten nicht zu kennen. 
Das hinderte ihn jedoch keinesfalls daran, 
die Ermittlungsarbeit im Großen und 
Ganzen als richtig zu bezeichnen. Immer- 
hin: man habe generell die Möglichkeit 
rechtsextremer Einzeltäter, die möglichen 
Vorbilder solcher Täter im Ausland und 
die handlungsleitende Relevanz von einer 
Ideologie der „weißen Vorherrschaft“ 
nicht in den Blick genommen und sei zu 
sehr am Vorbild der RAF verhaftet ge- 
blieben. 

Hanning war als Staatsekretär im In- 
nenministerium für die Zusammenlegung 
der Abteilungen Rechts- und Linksextre- 
mismus im Bundesamt für Verfassungs- 
schutz im Jahr 2006 verantwortlich — ge- 
gen den Ausdrücklichen Rat des damali- 
gen DBfV-Präsidenten Fromm. Die 
Schwerpunktsetzung auf das Thema Isla- 
mismus unter Vernachlässigung des 
Rechtsextremismus fand er auch jetzt 
noch richtig. 

Dass es bei letzterem bis heute zu einer 
völlig falschen Einschätzung der tatsäch- 
lichen Gefährdung kommt (Stichworte: 
Opfer rechter Gewalt seit 1990) wurde 
von Hanning auch auf Nachfrage bestrit- 
ten, ja nicht einmal verstanden. Hanning 
verstieg sich zu der Behauptung, es gäbe 
in Deutschland eine besondere Sensibili- 
tät gegenüber rassistischen Taten, wofür 
u.a. die Einsetzung des Untersuchungs- 
ausschusses spreche. 

Ob es bei 10 getöteten PolizistInnen ei- 
nen solchen Ausschuss gegeben hätte, 
stellte er zur Empörung der Abgeordneten 
in Frage. 

Die von Hanning aber auch den MAD- 
Zeugen vorgeführte Problemsicht zeigt 
genau, wohin die Exekutive die Folgerun- 
gen aus dem NSU-Desaster ziehen will: 
Vernetzung, Zentralisierung und Ausbau 
der Dienste. 

Das Thema struktureller Rassismus 
auch im Sicherheitsapparat ist nicht ein- 
mal gedanklich angekommen und die 
Lippenbekenntnisse zu den Gefahren von 
rechts werden beim nächsten islamisti- 
schen Anschlagsversuch schnell in den 
Hintergrund verschwinden. 

Nur ein kontinuierlicher öffentlicher 
Druck, wirklich durchgreifende Konse- 
quenzen aus dem Geschehen zu ziehen, 
kann dem vielleicht etwas entgegenset- 
zen. 

Von Gerd Wiegel 
linskfraktion.de, 3. Dezember 2012 
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„Ja, und im Himmel ist Jahrmarkt“ 


Petra Pau, Ob- 
frau für DIE 
LINKE im Un- 
tersuchungs- 
ausschuss des 
Bundestages, 
der die NSU- 
Mordserie auf- 
klären 
soll, gibt einen 
Ausblick auf 
die zwei letz- 
ten Anhörun- 
gen in diesem 
Jahr, hat Fragen an den Zeugen 
Schäuble, sagt, warum sie jetzt noch 
nichts zu einem neuen NPD-Verbots- 
verfahren sagt, und warum Inlands- 
geheimdienste und Demokratie nicht 


zueinander passen. 
Mit dem früheren Bundesrichter Gerhard 


Schäfer und mit Ex-Innenminister Wolfgang 
Schäuble gibt es diese Woche im NSU-Un- 
tersuchungsausschuss wieder zwei Promi- 
nente. 


Petra Pau: Einen Promi-Faktor gibt es bei 
uns nicht. Außerdem wurden sie in unter- 
schiedlichen Rollen in den Ausschuss ge- 
laden. 


Rollenspiele im Untersuchungsausschuss? 
Wolfgang Schäuble ist als Zeuge gela- 
den, Gerhard Schäfer als Gutachter. 


Wolfgang Schäuble wurde im Herbst 2005 
Bundesinnenminister. Was erwarten Sie von 
ihm® 

Ehrlich gesagt, nicht viel. Bisher haben 
alle verantwortlichen Politiker zum 
NSU-Nazi-Mord-Desaster sinngemäß 
gesagt: Im Prinzip wurde alles richtig ge- 
macht, an Details kann ich mich nicht 
mehr erinnern. 


Was wäre Wolfgang Schäuble denn vorzu- 
halten? 

In seiner Amtszeit gingen Ermittler kurz- 
zeitig von rechtsextremen Tätern aus. Im 


Bundeskriminalamt wurde das für Kaf- 
feesatzleserei gehalten. Warum? Und 
was wusste Wolfgang Schäuble davon? 
Zur selben Zeit wurde verhindert, dass 
rassistische Annahmen in die Öffentlich- 
keit gelangen. Zur Erinnerung: 2006 war 
Deutschland Gastgeber der Fußball- 
Weltmeisterschaft. Hatte damals der 
Sportminister Schäuble über den Innen- 
minister Schäuble obsiegt? 


Nach Gerhard Schäfer wurde der Schäfer- 
Bericht benannt. 

Sein Team hat das Sicherheitsdesaster in 
Thüringen untersucht und kam zu einem 
vernichtenden Urteil. De facto haben Po- 
lizei, Justiz und Verfassungsschutz ge- 
geneinander agiert und so das NSU-Trio 
begünstigt. 


Nachlesbar im Schäfer-Bericht, der im Inter- 
net leicht zu finden ist. 

Wir werden uns den Schäfer-Befund er- 
läutern lassen, und ich habe weitergehen- 
de Fragen. Damit ersparen wir uns als 
Bundestagsausschuss wahrscheinlich 
teilweise eigene Untersuchungen im 
Freistaat Thüringen. 


Nun hat die Konferenz der Innenministeren 
vorige Woche ein erneutes NPD-Verbots- 
verfahren beschlossen... 

...dazu äußere ich mich erst, wenn ich 
die über tausend Seiten Belastungsmate- 
rial der Innenminister gegen die NPD le- 
sen konnte. 


Es soll beweisfest sein und frei von V-Mann- 
Aussagen, wird beteuert. 

Die Innenminister haben sich vor zehn 
Jahren schon einmal forsch geirrt, mit fa- 
talen Folgen. Die NPD bekam damals 
politischen Aufwind. 


Außerdem beschlossen die Innenminister 
eine grundlegende Reform der Ämter für 
Verfassungsschutz. Sie sollen „transparenter 
und moderner” werden. 


Die Ämter für Verfassungsschutz sind In- 
landsgeheimdienste. Geheim und Trans- 
parenz, mithin Demokratie, bleibt ein un- 
auflösbarer Widerspruch. 


Immerhin soll die Arbeit mit V-Leuten gere- 
gelt und vereinheitlicht werden. 

Wieder zu kurz gesprungen. V-Leute sind 
gekaufte Spitzel und bezahlte Täter, akti- 
ve Nazis, vom Staat hofiert. 


Man komme ohne sie nicht aus, wird be- 
schworen, sonst wisse man nicht, was sich in 
der rechtsextremen Szene zusammenbraut. 
Das hat man in der NSU-Nazi-Mordserie 
auch nicht gewusst oder wissen wollen, 
trotz zahlreicher V-Leute. Und nimmt 
man den aktuellen Thüringen-Fall hinzu, 
wird das Ganze noch verlogener. 


Kai-Uwe Trinkhaus® 

Er ist langjähriger Nazi-Kader, war ein 
führender NPD-Funktionär und zugleich 
V-Mann des Verfassungsschutzes. Sein 
V-Mann-Führer hatte ihn ermutigt, mit 
seinen Kameraden die Linksfraktion im 
Thüringer Landtag zu unterwandern und 
auszuspähen. Sagte er aktuell gegenüber 
dem Sender mdr. Dasselbe soll bei Jusos 
und bei Gewerkschaften gelaufen sein. 
Dafür erhielt Trinkhaus verlässlich Sold 
vom Staat. Außerdem soll ihm der Ver- 
fassungsschutz Adressen von Antifa- 
schisten geliefert haben. Sie kursierten 
dann in Nazi-Netzwerken, als Drohung. 
Schutz der Verfassung? Im Gegenteil! 


Das sind alles unglaubliche Verfehlungen. 
Wehe, jetzt kommt noch das Wort Pan- 
nen. 


Nein! Aber nun soll der Verfassungsschutz 
als „Dienstleister“ in der Mitte der Gesell- 
schaft neues Vertrauen gewinnen. Verspre- 
chen die Innenminister. 


Ja, und im Himmel ist Jahrmarkt. 
Interview: Rainer Brandt 
linksfraktion.de, 10. Dezember 2012 


aus. Der konkrete Fall eines 26-jährigen 
Deutschen, der auf einer Zugfahrt von 
Kassel nach Frankfurt am Main von zwei 
Bundespolizisten angesprochen und auf- 
gefordert wurde, sich auszuweisen, ende- 
te vor Gericht, nachdem diese ihn zur 
Feststellung seiner Identität mit auf die 
Dienststelle genommen haben. 

Der Mann erstattete Anzeige, weil er le- 
diglich auf Grund seiner Hautfarbe kon- 
trolliert worden sei, das zuständige Ver- 
waltungsgericht wies die Klage dennoch 
ab. Die Leiterin der ADS, Christine Lü- 
ders, kritisierte damals das Urteil und 
warnte vor Stigmatisierung: „Dass das 
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Gericht polizeiliche Ausweiskontrollen 
aufgrund der Hautfarbe als geringfügigen 
Eingriff bezeichnet, geht für uns an der 
Lebenswirklichkeit vorbei.‘‘ Das Oberver- 
waltungsgericht (OVG) Rheinland-Pfalz 
ließ die Berufung zu und vernahm die bei- 
den Bundespolizisten in der mündlichen 
Verhandlung. Das Gericht machte deut- 
lich, dass die Kontrolle des Mannes und 
das Ausweisverlangen rechtswidrig gewe- 
sen seien, da die Hautfarbe in der Tat das 
ausschlaggebende Kriterium gewesen sei. 
Die Beamten hätten damit gegen das Dis- 
kriminierungsverbot nach Artikel 3 Ab- 
satz 3 des Grundgesetzes verstoßen. 


Die Vertreter der Bundespolizei muss- 
ten sich für die Kontrolle entschuldigen, 
damit erklärte das Gericht das Verfahren 
für beendet. Das OVG erklärte das erstin- 
stanzliche Urteil für wirkungslos, die 
Kosten des Verfahrens müssen nun die 
Beklagten tragen. Lüders begrüßt diese 
Entscheidung: „Nun steht fest, dass allein 
die Hautfarbe eines Menschen kein Krite- 
rium für eine polizeiliche Personenkon- 
trolle sein darf. Ich hoffe sehr, dass der 
Koblenzer Richterspruch jetzt seine Wir- 
kung in der Praxis zeigt.“ 

Quelle: Publikation „Forum Migration 

Dezember 2012“ 01.12.2012 


NPD-Verbotsverfahren wird 


eingeleitet 


Die ständige Konferenz der Innenminis- 
ter und -senatoren der Länder (IMK) hat 
am 5.12. im Seebad Warnemünde über 
die Einleitung eines neuen NPD-Verbots- 
verfahrens beraten. 

Am 22. März 2012 hatte die IMK einen 
Fahrplan für die Prüfungen zur Einleitung 
eines zweiten NPD-Verbotsverfahrens 
nach 2003 festgelegt. So wurden zum 1. 
April 2012 alle V-Leute in den Führungs- 
gremien der NPD abgeschaltet. Diese Ab- 
schaltung hatte im Verfahren 2003 nicht 
stattgefunden. Deswegen war das Verfah- 
ren aus formaljuristischen Gründen sei- 
nerzeit ohne materielle Prüfung des Ver- 
botsantrages eingestellt worden. 

Im Ergebnis der darauf folgenden ma- 
terialisammlung Ergebnis wurden auf 
über 1000 Seiten Belege und Hinweise 
für die verfassungsfeindliche Ausrichtung 
der NPD zusammengetragen. 

In den vergangenen Wochen seit Ab- 
schluss der Materialsammlung wurde die 
Materialsammlung von der Bund-Länder- 
Arbeitsgruppe bewertet. ... Auf der 
Grundlage des heute von der Bund-Län- 
der-Arbeitsgruppe vorgelegten Berichts 
haben die Innenminister und -senatoren 
der Länder beschlossen: 

Die Innenminister und -senatoren der 
Länder halten es für geboten, ein Verbot 
der „Nationaldemokratischen Partei 


VVN-BdA zum Beschluss der 
Innenministerkonferenz 
über die Eröffnung eines 


NPD-Verbotsverfahrens 

Seit 48 Jahren kann die NPD als neofa- 
schistische Partei offen in der Bundesre- 
publik agieren. Von Anfang an haben An- 
tifaschistinnen und Antifaschisten unzäh- 
lige Stunden mit dem verbringen müs- 
sen, was der Staat und seine Institutionen 
nicht getan haben: die Verbreitung von 
Rassismus, Antisemitismus, Kriegs- und 
NS-Verherrlichung durch die NPD aktiv 
zu verhindern. Dafür wurden sie ver- 
lacht, diffamiert und kriminalisiert, wäh- 
rend die NPD sich bis heute wesentlich 
durch Steuergelder finanzieren kann. 

Nachdem die Innenministerien 2001- 
2003 mit ihren V-Männern und VS-Be- 
hörden das NPD-Verbot faktisch verhin- 
dert haben, soll es nun endlich soweit 
sein: ein V-Mann-freies NPD-Verbotsver- 
fahren soll eingeleitet werden. 

Die VVN-BdA begrüßt diesen Be- 
schluss und sieht sich in ihrem jahrzehn- 
telangen Streben nach der Illegalisierung 
faschistischer Organisationen bestätigt. 

Doch wir weisen darauf hin: Vor allem 


Deutschlands“ nach Art. 21 Abs. 2 des 
Grundgesetzes i.V.m. den Vorschriften 
des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes 
vor dem Bundesverfassungsgericht zu be- 
antragen. ... 

Der Vorsitzende der Innenministerkon- 
ferenz Lorenz Caffier sagte zum Ergeb- 
nis: „... Klar ist: Wir können der NPD 
Verfassungsfeindlichkeit und kämpferi- 
sche Aggressivität nachweisen. Und des- 
halb ist es richtig, den Gang vor das Bun- 
desverfassungsgericht anzutreten. Wir ha- 
ben unsere Hausaufgaben gemacht und 
alle juristischen Bedingungen erfüllt, die 
uns das Bundesverfassungsgericht 2003 
ins Stammbuch geschrieben hat. 

Jetzt wollen wir Rechtssicherheit, um 
der NPD insbesondere die staatliche Par- 
teienfinanzierung in Zukunft entziehen zu 
können. Von Ablenkungsmanövern der 
NPD wie den eigenständigen Gang nach 
Karlsruhe werden wir uns nicht von unse- 
rem Weg abbringen lassen.“ ... 

Zuvor hatten die Innenminister und -se- 
natoren der Länder einstimmig beschlos- 
sen, den Ministerpräsidentinnen und -prä- 
sidenten einen entsprechenden Verbotsan- 
trag vorzuschlagen. 

Uwe Schünemann, Innenminister Nie- 
dersachsen: „... Für mich ist nunmehr be- 
legt, dass ein erneuter Antrag auf Feststel- 
lung der Verfassungswidrigkeit der NPD 


der Bundesinnenminister zieht ohne eige- 
nen Antrieb vor das Bundesverfassungs- 
gericht. Er verhält sich, als hätte er nie 
etwa von den Verbrechen des NS-Re- 
gimes gehört oder als ob diese ihn nicht 
interessierten. Für ihn stehen weiterhin 
die Apparat-Interessen seiner Sicherheits- 
behörden im Vordergrund. Im Prozess zu 
erwarten sind Ausreden, Rückzieher und 
Steilvorlagen für die NPD. 


Deshalb fordern wir: 


= Das V-Mann-System, das faschisti- 
sche Strukturen gefördert statt verhindert 
hat, muss grundsätzlich und unwiderruf- 
lich beendet werden. 

@ Der Druck auf die Innenminister 
muss aufrecht erhalten bleiben. Nur die 
aktive und kritische Teilnahme der Öf- 
fentlichkeit wird sie dazu bringen, den 
Prozess zielführend zu betreiben. 

« Die Innenministerien können bewei- 
sen, dass sie es ernst meinen: Bereits 
heute können zahllose Kameradschaften 
und andere Neonazi-Gruppen verboten 
und ohne Gerichtsverfahren und aufge- 
löst werden. 

Wir werden unsere seit 2007 geführte 
Kampagne „nonpd — NPD-Verbot jetzt!“ 


hinreichende Erfolgsaussichten hat. Dann 
ist es jetzt ein politisches Gebot, ein Ver- 
botsverfahren einzuleiten. Nur so haben 
wir die Möglichkeit, diese rechtsextre- 
mistische Organisation von der staatli- 
chen Parteienfinanzierung auszuschlie- 
ßen. Und das wäre ohne Zweifel ein si- 
cherheitspolitischer Gewinn für unser 
freiheitliches Gemeinwesen. 

Klar ist aber auch: Ein Verbot der NPD 
ist nur ein Mosaikstein im Kampf gegen 
den Rechtsextremismus insgesamt. Mit 
einer solchen Maßnahme sind das Perso- 
nal und die Ideologie ja nicht aus der 
Welt. Wir müssen mit Verlagerungsten- 
denzen zu anderen Parteien und Gruppie- 
rungen in der Szene rechnen. Deshalb gilt 
es, Vorsorge zu treffen und weiter auf der 
Hut zu sein. Umso mehr benötigen wir ei- 
nen gut aufgestellten Verfassungsschutz 
als Frühwarnsystem. Für seine Neuaus- 
richtung werden wir umgehend die Wei- 
chen stellen. Und genauso wichtig: Wir 
müssen durch eine breit angelegte Prä- 
ventionsarbeit die ideologischen Parolen 
der Rechtsextremisten entzaubern. Ein 
abgestimmtes Bündel repressiver und 
präventiver Instrument ist die Grundlage 
für ein erfolgreiches Vorgehen gegen Ex- 
tremismus und Gewalt.“ ... 

Quelle: Ministerium für Inneres und 
Sport, MV 


bis zum Verbot und der Auflösung der 

NPD fortsetzen. 
Vereinigung der Verfolgten des Nazire- 
gimes — Bund der Antifaschistinnen und 
Antifaschisten Bundesvereinigung 
www.vvn-bda.de Il 


Hausgemachte 
Verbotsrisiken 


„Die Risiken für ein erneutes NPD-Ver- 
botsverfahren sind hausgemacht. Mit ih- 
rer Weigerung, die vollständige Abschal- 
tung der V-Leute in den NPD-Gremien 
schriftlich zu bestätigen, zwingen die In- 
nenminister die Ministerpräsidenten bei 
deren Zustimmung zur Einleitung eines 
Verbotsverfahrens dazu, die Katze im 
Sack zu kaufen“, erklärt die innenpoliti- 
sche Sprecherin der Fraktion DIE LIN- 
KE Ulla Jelpke. Die Abgeordnete weiter: 

„Misstrauisch macht mich insbesonde- 
re, dass mit Bundesinnenminister Hans- 
Peter Friedrich und CSU-Innenexperte 
Hans-Peter Uhl zwei der entschiedensten 
Befürworter des V-Leute-Einsatzes vor 
den Risiken eines erneuten Scheiterns 


Fortsetzung nächste Seite 
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warnen. Sollten diese beiden CSU-Politi- 
ker mehr Informationen über Geheim- 
dienstaktivitäten innerhalb der NPD ha- 
ben, dann müssen diese auf den Tisch ge- 

legt werden, ehe es zu spät ist.“ 
Ulla Jelpke, MaB, Innenpolitische Spre- 
cherin, Fraktion DIE LINKE. & 


Erst prüfen, dann entschei- 
den 


„Ich hätte es begrüßt, wenn das Beweis- 
material gegen die NPD allen Verfas- 
sungsorganen gleichzeitig vorgelegt wor- 
den wäre“, kommentiert die innenpoliti- 
sche Sprecherin der Fraktion DIE LIN- 
KE, Ulla Jelpke, die Debatte um ein 
NPD-Verbot, das heute auch auf der Ta- 
gesordnung der Innenministerkonferenz 
steht. Jelpke weiter: 

„Die Länder sollten klarstellen, dass sie 
einen Bundesratsbeschluss für ein Ver- 
botsverfahren erst treffen, wenn auch der 
Bundestag Gelegenheit hatte, sich das 
Material anzusehen. Der Kampf gegen 
Neofaschismus ist schließlich eine ge- 
samtgesellschaftliche Aufgabe, bei der 
die Verfassungsorgane möglichst an ei- 
nem Strang ziehen sollten — und dazu ge- 
hört, dass auch alle auf dem gleichen In- 
formationsstand sind. 

Die Art und Weise, wie die Innenminis- 
ter in den letzten Jahren mit dem Thema 


Ping-Pong gespielt haben, ist jedenfalls 
alles andere als überzeugend. Allmählich 
steht zu befürchten, dass die Frage des 
Verbotsverfahrens vor allem der Profilie- 
rung im anstehenden Wahlkampf dienen 
soll. 

Die Innenminister haben eine Situation 
verursacht, in der jetzt schon der Verzicht 
auf ein Verbotsverfahren wie ein Erfolg 
für die NPD aussähe. Das darf aber nicht 
dazu verleiten, auf Teufel komm raus ein 
solches Verfahren einzuleiten und dann 
womöglich zu scheitern. 

Es muss schon nachdenklich machen, 
dass die meisten Innenminister nicht dazu 
bereit sind, eine Garantie dafür abzuge- 
ben, dass das Belastungsmaterial nicht 
durch Informationen von V-Leuten ver- 
giftet ist. Angesichts des Agierens insbe- 
sondere der Verfassungsschutzbehörden 
sind zudem ernsthafte Zweifel ange- 
bracht, ob tatsächlich alle V-Leute we- 
nigstens aus den Führungspositionen ab- 
gezogen worden sind.“ 

Ulla Jelpke, MdB, Innenpolitische Spre- 
cherin, Fraktion DIE LINKE. 


Bundestag muss Beweisma- 
terial zum NPD-Verbot ein- 


sehen dürfen 
„Die Innenminister müssen das Belas- 
tungsmaterial für ein mögliches neues 


Für immer Rostock? 


Nur drei Monate nach der An- 
bringung-Gedenktafel in Ro- 
stock entwendet - Neonazis schän- 
den Gedenken an die Opfer des Po- 
groms von 1992 - Vereinigung der 
Verfolgten des Naziregimes - Bund 
der Antifaschisten kündigt neue Tafel 
an 


Rundbrief 3 


AG Rechtsentramisinus/Antifaschlsitus heim Bundesvorstand der Partei DIE LINKE 
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In der Nacht zum 5. Dezember 2012 ent- 
wendeten Neonazis am Rathaus von Ro- 
stock die Gedenktafel an das Pogrom in 
Rostock-Lichtenhagen. Die Täter ließen 
eine Tafel mit der Aufschrift „Für immer 
Deutschland“ zurück. Das „s“ in 
Deutschland war in Runenschrift ge- 
schrieben worden. 


30, Janvar 1933 - 80 Jahre danach 


_Derneue Rundbrief der AG eine 


/ Antifaschismus beim Bundesvorstand der 
artei DIE LINKE ist da. 


Der Rundbrief _. die Hintergründe und 
Zusammenhänge von 1933 und nimmt zugleich 
den Umgang. mit der NS-Vergangen- 


Verbotsverfahren gegen die NPD auch 
den Bundestagsabgeordneten vorlegen, 
damit sich diese selbst ein Bild über die 
Chancen eines NPD-Verbots bilden kön- 
nen“, sagt Ulla Jelpke, innenpolitische 
Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, im 
Vorfeld der am Mittwoch beginnenden 
Innenministerkonferenz, auf der über ein 
mögliches erneutes Verbotsverfahren be- 
raten wird. Jelpke weiter: 

„Ich habe keinen Zweifel, dass es sich 
bei der faschistischen NPD um eine ver- 
fassungswidrige Partei handelt, deren 
Verbot die Neonazis von staatlicher Par- 
teienfinanzierung und dem Schutz des 
Parteienprivilegs abschneiden würde. 

Um die Stichhaltigkeit des Belastungs- 
materials zu prüfen, muss auch das Parla- 
ment einbezogen werden. So müssen sich 
auch die Abgeordneten davon überzeugen 
können, dass das Material nicht erneut 
oder immer noch durch V-Leute in der 
NPD kontaminiert ist. 

Bevor über ein neues Verbotsverfahren 
entschieden wird, muss sichergestellt 
sein, dass die vom Bundesverfassungsge- 
richt formulierten Anforderungen beach- 
tet werden. Ein weiteres Scheitern gegen 
die faschistische Partei wäre nicht zu ver- 
antworten und der endgültige GAU für 
den Verfassungsschutz.“ 

Ulla Jelpke, MdB, Innenpolitische 
Sprecherin, Fraktion DIE LINKE. I 


Schon am 9. November, dem Jahrestag 
der Reichspogromnacht, waren elf Stol- 
persteine in Greifswald von Neonazis ge- 
stohlen worden. Am 16. November wur- 
den Neonazischmierereien in Rostock- 
Lichtenhagen entdeckt, neben mehreren 
Hakenkreuzen auch das Wort Hass. Der 
Buchstabe „s‘“ wurde auch hier als Sigru- 
ne ausgeführt. 


Die Vereinigung der Verfolgten des 
Naziregimes - Bund der 


 Antifaschisten und 
 Antifaschistinnen erklärt dazu: 


Einen Tag vor der Beratung der Innen- 
minister der Länder über das Verbot der 
neonazistischen NPD schritt das Klien- 
tel der Neonazi-Partei zur Tat. Die Han- 
sestadt Rostock steht jetzt, 20 Jahre 


nach dem Pogrom, wiederum ohne Ge- 


denkzeichen an die Ereignisse vom Au- 
gust 1992 da. 

Die ursprüngliche Tafel, die am 19. 
Oktober 1992 von Beate Klarsfeld und 
die Organisation “Les Fils et Filles des 


. Deportes Juifs de France” (Söhne und 
Töchter der deportierten Juden aus 


Frankreich) am Rathaus angebracht hat- 


> te, war damals sofort von der Stadt Ro- 


stock und der Polizei entfernt worden. 


nd Heute ist die Original-Tafel in der Stadt- 
verwaltung Rostock nicht mehr auffind- 
—.bar. 


Neofaschismus und Krise 


Perspektiven aus Wissenschaft, Politik und Journalismus 


Bericht über die gemeinsame Tagung 
der Marx-Engels-Stiftung mit der VVN- 
BdA NRW und der VVN-BdA Sieger- 
land-Wittgenstein am 3. November 
2012 in Siegen. 

Rund 60 Teilnehmerinnen und Teilneh- 
mer waren am 3. November 2012 der 
Einladung der Marx-Engels-Stiftung und 
der Landesvereinigung NRW sowie der 
Kreisvereinigung Siegerland-Wittgen- 
stein der Vereinigung der Verfolgten des 
Nazi-Regimes / Bund der Antifaschistin- 
nen und Antifaschisten zur gemeinsamen 
Diskussion des Themas „Neofaschismus 
und Krise“ in Räumlichkeiten der Uni- 
versität Siegen gefolgt. Die Tagung 
wählte einen Hinweis des Sozialwissen- 
schaftlers Reinhard Opitz aus dem Jahre 
1984 zum Motto, wonach die Korrelation 
von Neofaschismus und Krise nicht so 
einfach zu fassen sei, da „die faschisti- 
sche Mobilisierung [...] im Interesse von 
Zielen [erfolgt], die völlig außerhalb des 
Interessenhorizonts der Krisengeschädig- 
ten liegen und [...] daher auch keines- 
wegs |[...] auf diese Potentiale als Ziel- 
adressaten beschränkt“ ist. Die Tagung 
versuchte einen Kontrapunkt zu schein- 
bar unumstößlich Allgemeinplätzen in 
der öffentlichen Diskussion, die die 
durch Verelendung und andere sozialen 
Verwerfungen gebeutelten Krisengeschä- 
digten als Gefahr für die Demokratie 
konstruieren, zu setzen. 


Das Einleitungsreferat hielt Manfred 
Weißbecker, der bis 1992 als Professor 
für Geschichte an der Friedrich-Schiller- 
Universität Jena lehrte. In seinem Vortrag, 
der „Die Weltwirtschaftskrise und ihr fa- 
schismusfördernder Widerhall im bürger- 
lichen Parteienwesen der Weimarer Re- 
publik“ überschrieben war, konzentrierte 
sich Weißbecker auf historische elitäre 
Krisenbewältigungsstrategien beim Über- 
gang von Demokratie zu Faschismus, die 
er unter anderem anhand der Denkschrift 
des Reichsverbandes der Deutschen In- 
dustrie von 1929 quellengestützt darstell- 
te. Als zentralen Befund hielt er fest, dass 
die Weltwirtschaftskrise der Jahre 1929ff. 
den Weg der deutschen Faschisten an die 
Macht nicht verursacht, aber befördert 
habe. Den Faschismus charakterisierte 
Weißbecker als sowohl im Hinblick auf 
1917 als auch 1789 konterrevolutionäre 
Bewegung, die trotz radikaler Demagogie 
niemals die Intention verfolgte die kapita- 
listischen Verhältnisse zu überwinden. 
Trotz der historischen Perspektive gelan- 
gen Weißbecker viele Bezüge auf heutige 
antidemokratische Gefahren, die den blei- 
benden Wert seiner Ausführungen über 
die sich im Parteienwesen wiederspie- 
gelnden Rechts- und Konvergenztenden- 
zen als Ausdruck von Kapitalinteressen 
unterstrichen. 


Im Anschluss daran befasste sich Phil- 
lip Becher mit „Triebkräften des Rechts- 
populismus“. Sein Referat stellte unter 
Bezugnahme auf die Forschungen von 
Reinhard Opitz zunächst heraus, was 
sinnvollerweise unter Rechtspopulismus 
zu verstehen sei und zeigte anhand des 
italienischen, belgischen und US-ameri- 
kanischen Beispiels wie die Widersprü- 
che zwischen dem sozialen Träger und 
der Massenbasis rechtspopulistischer For- 
mationen aussehen und was beide zur 
Wahl der rechtspopulistischen Option be- 
wegt. 

Ulla Jelpke, die innenpolitische Spre- 
cherin der Linksfraktion im Deutschen 
Bundestag, referierte zu „Rechtsterroris- 
mus und Demokratieabbau“, wobei sie ei- 
nen historischen Längsschnitt der rechts- 
terroristischen Angriffspotentiale in der 
Bundesrepublik vom Technischen Dienst 
des Bundes Deutscher Jugend in den 
1950er Jahren über die Wehrsportgruppen 
in den 1970er und 1980 Jahren bis hin zu 
den Morden der NSU-Terror-Zelle liefer- 
te und auf zahlreiche Verbindung von 
staatlichen Strukturen mit der gewaltbe- 
reiten und gewalttätigen extrem rechten 
Szene verweisen konnte. 

Das Abschlussreferat, welches gleich- 
sam den Auftakt zur Plenumsdiskussion 
„Demokratische Gegenwehr oder hilflo- 
ser Antifaschismus?“ bildete, hielt Jürgen 
Lloyd, der Mitglied im Vorstand der 
Marx-Engels-Stiftung ist. Der Titel seines 
Vortrags lautete „‚Querfront und Sozialis- 
musdemagogie als Herausforderung für 
die antifaschistische Theorie und Praxis“. 
Hierbei bediente er sowohl eine histori- 
sche und eher theoretische als auch eine 
tagesaktuelle und eher praktische Per- 
spektive. Die sich an das Referat an- 
schließende Abschlussdiskussion wurde 
vor allem durch die Debatte um die Frage 
der wissenschaftlich-theoretischen Be- 
stimmung des Faschismus und um die 
Möglichkeit von breiten Bündnissen ge- 
gen rechts bestimmt. 

Phillip Becher I 


Eine Replik der Tafel konnte durch die 
VVN-BdA im August 2012 nur unter 
starkem öffentlichem Druck angebracht 
werden. Auch danach blieb die Gedenkta- 
fel in der Rostocker Bürgerschaft stark 
umstritten. 


Die VVN-BdA erklärt weiter: 


20 Jahre öffentliches Schweigen sind ge- 
nug. Es ist nun an der Stadt Rostock end- 
lich eine breite Diskussion um das Ge- 
denken an das Pogrom von 1992 zu füh- 


ren und sehr bald einen Erinnerungs-und 
Gedenkort einzurichten. Dabei sollten 
auch Beate Klarsfeld und die Organisati- 
on “Les Fils et Filles des Deportes Juifs 
de France”, Vertreterinnen der Sinti und 
Roma und der vietnamesischen Commu- 
nity in Deutschland einbezogen werden. 
Es waren Juden aus Frankreich, die als 
erste an das Pogrom erinnerten. Es waren 
Arbeitsmigranntinnen und Flüchtlinge, 
die in Rostock von Neonazis und Rosto- 
cker_innen angegriffen und vertrieben 


wurden. Es liegt an den Rostockern, ob 
sie sich den rassistischen Zuständen stel- 
len wollen — oder eben nicht. 

Die VVN-BdA wird noch vor Weih- 
nachten eine neue Gedenktafel am Rat- 
haus anbringen. Sollte sich bis dahin das 
in der Stadtverwaltung „verlorene“ Ori- 
ginal anfinden, würden wir uns sehr freu- 
en. 

Vereinigung der Verfolgten des Nazire- 

gimes — Bund der Antifaschistinnen und 
Antifaschisten (VVN-BdA) I 
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Französische Rechte: 


Der Saustall bei der UMP lässt nicht nach 


Allerdings kann der FN davon bislang nicht im gewünschten Ausmaß profitieren 


Nicht alle Wünsche werden wahr im Le- 
ben. Diese Erfahrung musste in den letz- 
ten Tagen auch die rechtsextreme franzö- 
sische Politikerin Marine Le Pen durchle- 
ben. Dabei hatte die Parteivorsitzende 
des Front National (FN) es sich so schön 
ausgemalt: Erst würde das französische 
Verfassungsgericht die von ihr angefoch- 
tene Parlamentswahl vom Juni in „ih- 
rem“ Wahlkreis, rund um die frühere 
Bergwerkstadt Henin-Beaumont in Nord- 
ostfrankreich, aufheben. Die logische 
Schlussfolgerung daraus wären Neuwah- 
len dort. Und dann würden die in einigen 
anderen Wahlkreisen ebenfalls ausste- 
henden Neuwahlen, vor allem jene im 
südfranzösischen B£ziers, weiteren Kan- 
didatinnen oder Kandidaten des FN mehr 
oder minder spektakuläre Ergebnisse ein- 
tragen. 

So schien es sich abzeichnen. Denn bei 
den französischen Konservativen herrscht 
ein heilloses Chaos vor, seitdem diese 
versuchten, durch eine demokratische Ur- 
wahl aller Mitglieder der UMP - der vor- 
maligen Regierungspartei bis im Mai die- 
ses Jahres - am 18. November einen neu- 
en Vorsitzenden zu bestimmen. Zwei 
Kandidaten standen zur Auswahl, der frü- 
here Premierminister Frangois Fillon und 
der bisherige Generalsekretär der Partei, 
Jean-Frangois Cope. Beide nehmen für 
sich in Anspruch, mit einem knappen Er- 
gebnis von ziemlich genau 50 Prozent der 
abgegebenen Stimmen gewonnen zu ha- 
ben. Beide beschuldigen den jeweils An- 
deren, betrogen zu haben. In beiden Fäl- 
len trifft dies mutmaßlich zu. (Vgl. auch 
vorige Ausgabe der AN) 

Beide, Cop& und Fillon, verloren unter- 
dessen in Umfragen massiv an Populari- 
tät. Bei einer am Sonntag, den 9. Dezem- 
ber d.J. publizierten Befragung etwa ver- 
loren die beiden Spitzenpolitiker jeweils 
18 Prozent an Sympathiewerten beim Pu- 
blikum gegenüber der Erhebung einen 
Monat zuvor, und landeten bei 33 Prozent 
positiven Werten für Fillon und 17 Pro- 
zent für Cope. 

Angesichts des astreinen Saustalls bei 
seinen Nachbarn auf der Rechten könnte 
sich der Front National im Prinzip die 
Hände reiben. Und er tut es auch. Die jun- 
ge FN-Abgeordnete Marion-Mar£chal Le 
Pen — die Jurastudentin und Enkelin von 
Parteigründer Jean-Marie Le Pen wurde 
an diesem Mittwoch 23 — behauptet, ihre 
Partei verzeichne derzeit 600 Neubeitritte 
täglich, viele davon von enttäuschten 
UMP-Anhängern. Die Zahl mag übertrie- 
ben sein, und der Vizepräsident der offi- 
ziell 60000 Mitglieder insgesamt aufwei- 
senden Partei, Louis Aliot, zeigt sich in 
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den Medien mit solchen Angaben weitaus 
vorsichtiger. Dennoch gibt es eine reale 
Tendenz zur verstärkten Mitgliederanwer- 
bung, die dem FN auf der einen Seite zu- 
gute kommt. Auf der anderen Seite profi- 
tiert auch die neue Mitte-Rechts-Partei 
UDI (Union der Demokraten und Unab- 
hängigen), die Ende Oktober von Ex-Um- 
weltminister Jean-Louis Borloo gegrün- 
det wurde, von der Krise der Hauptpartei 
des Bürgerblocks und erhält ihrerseits Zu- 
lauf. 

Da wäre es Marine Le Pen nur allzu 
recht gekommen, hätte sie gerade in die- 
ser Situation zu neu ausgeschriebenen 
Wahlen in Henin-Beaumont — wo sie seit 
Jahren den Boden beackert — antreten 
können. Im Juni war sie dort mit 49,89 
Prozent ganz knapp gegen den Sozialde- 
mokraten Philippe Kemel gescheitert, und 
Gründe zur Anfechtung der Wahl gab es 
in ihren Augen einige. Doch am vergan- 
genen Freitag, den 7. Dezember 2012 ent- 
schied sich das französische Verfassungs- 
gericht gegen eine Annullierung der Wahl 
in Henin-Beaumont. Marine Le Pens Le- 
bensgefährte, der promovierte Staats- 
rechtler Aliot, hatte es kommen sehen: Er 
warnte seit einer Woche vor einer „politi- 
schen Entscheidung“, die sich anbahne. 
Denn da das Verfassungsgericht aus vom 
Parlament ernannten Berufsrichtern so- 
wie Altpolitikern — darunter alle chemali- 
gen Staatspräsidenten, die ihren Sitz 
wahrnehmen möchten, unter ihnen Nico- 
las Sarkozy — besteht, treffe es ein poli- 
tisch motiviertes Urteil. In seiner Argu- 
mentation hob er einer anderen Aspekt 
der UMP-Krise hervor: In deren Licht 
scheue das Establishment nunmehr be- 
sonders eine lokale Neuwahl, zu der Ma- 
rine Le Pen persönlich antreten könne. 

Nachdem sie so nun an einer spektaku- 
lären Kandidatur gehindert wurde, beton- 
te auch Marine Le Pen am Freitag 
(7.12.2012), das hohe Gericht habe des- 
wegen gegen eine Neuwahl entschieden, 
weil es ihre Person als „erste Opponentin 
gegen das System“ fürchte, Schwerer aus 
Sicht der Parteiführung des FN als die 
Entscheidung der Verfassungsrichter 
wiegt allerdings die relative Niederlage, 
oder jedenfalls das Ausbleiben eines auf- 
sehenerregenden Erfolgs, in drei Wahl- 
kreisen am Sonntag, den 9. Dezember 
2012. Dort hatten bereits jetzt nachgehol- 
te Wahlen zu einzelnen Parlamentssitzen 
stattfinden müssen. Zwei der betroffenen 
Gegenden liegen im Pariser Umland, der 
dritte Sitz ist in der südfranzösischen 
Stadt B£ziers zu holen. 

Dort machte sich die FN-Kandidatin 
France Jamet — die Tochter eines schon 


vor Jahrzehnten aktiven Parteikaders und 
früheren Militärs während der Kolonial- 
kriege, Dominique Jamet — ernsthafte 
Hoffnungen. Doch sie wurden enttäuscht. 
Zwar erhielt sie 23,4 Prozent der Stim- 
men und damit ein knappes Prozent mehr 
als im Juni dieses Jahres. Dieses Ergebnis 
reicht jedoch anders als im Frühsommer 
nicht aus, um sie für den zweiten Wahl- 
gang zu qualifizieren, also in die Stich- 
wahl einziehen zu lassen. Denn dazu 
muss eine Kandidatin durch ein Achtel 
der eingeschriebenen Stimmberechtigten 
— nicht der realen Wahlteilnehmer — im 
ersten Durchgang gewählt werden. Auf- 
grund der geringen Wahlbeteiligung ist 
das bei diesem Mal nicht der Fall. Der 
konservative Abgeordnete Elie Aboud 
dürfte am kommenden Sonntag erneut ge- 
wählt werden. Auch in anderen beiden er- 
neut zu vergebenden Wahlkreisen, südlich 
und südöstlich von Paris, hat die konser- 
vative Rechte (UMP im einen, UDI im 
anderen Fall) die Nase vorne, dank der 
Unpopularität der sozialdemokratischen 
Regierung. Und trotz der Krise ihrer Par- 
teiführung, was die UMP betrifft. 

Auch weiterhin wird Marine Le Pen 
also mit der konservativ-wirtschaftslibe- 
ralen UMP auf ihrem Weg rechnen müs- 
sen. Entgegen ihrer Hoffnungen dürfte 
sich die stärkste Kraft auf der Rechten 
nicht in Bälde auflösen, oder — wie der 
FN es anstreben würde — insgesamt in 
zwei Blöcke zerlegen, von denen der eine 
sich mit der Mitte verbündet und die an- 
dere Hälfte sich der extremen Rechten an- 
schließt. 

Unter Jean-Frangois Cope geht die 
UMP unterdessen selbst auf einen schar- 
fen Rechtskurs, mittels dessen sie mit 
dem Front National um dieselben Wähler 
konkurrieren möchte. Der Rechtsdrall 
wird zwar unter Cop& — anders, als dies 
von Fillon zu erwarten gewesen — derart 
scharf eingeschlagen, dass im Prinzip län- 
gerfristig auch eine Allianz mit dem FN 
durchaus denkbar wäre. Allerdings versu- 
chen beide Parteien derzeit, sich so zu po- 
sitionieren, dass sie im Falle einer Rechts- 
Rechts-Allianz hegemonial wären. Cope 
wirbt erklärtermaßen um Wähler, aber 
auch Mitglieder und Kader, die vom FN 
kommen. Auch befördert er Parteifunktio- 
näre wie den neuen Jungstar der Partei, 
den 36jährigen Guillaume Peltier, der von 
1996 bis 1998 der Parteijugend des FN in 
führenden Positionen angehörte. Er er- 
hielt mit rund 28 Prozent das höchste Ein- 
zelergebnis für einen der Grundlagentex- 
te, die zeitgleich mit der Vorsitzenden- 
wahl zur Abstimmung standen, hat also 
auch an unter der Mitgliedschaft der 
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UMP einige Verankerung gefunden. Den- 
noch lehnt Cope eine Allianz mit dem 
Apparat des FN als solchem bislang ab. 
Umgekehrt will auch Marine Le Pen 
offiziell von Cope so wenig wissen wie 
von seinem moderateren Herausforderer 
Frangois Fillon, sondern bezeichnet viel- 
mehr beide als skrupellose Karrieristen, 
wie die aktuellen Vorkommnisse ja auf- 
zeigten. In ähnlicher Weise, wie der FN 
es seit Jahren tat, appelliert sie stattdessen 
an die „Basis“ der UMP, mit der es — auf 
der Grundlage „ehrlicher Überzeugun- 
gen“ — weitaus mehr Gemeinsamkeiten 
zu ihrer Partei gebe als bei den „korrupten 
Berufspolitikern“ an ihrer Spitze. Im Hin- 
blick auf die Kommunalwahlen im März 
2014, für die der FN bereits vielerorts und 
vor allem in Südfrankreich in den Startlö- 
chern sitzt und mancherorts gute Chancen 


Im Bundestag: 
AsylbLG, Residenzpflicht 


Asylbewerberleistungsgesetz bleibt: Der 
Bundestag hat am 29. November gegen 
das Votum von Linksfraktion und Grü- 
nen den Gesetzentwurf der Grünen zur 
Aufhebung des Asylbewerberleistungs- 
gesetzes (17/1428) abgelehnt. Bei Ent- 
haltung der Grünen fand auch ein Antrag 
der Linksfraktion (17/4424) keine Mehr- 
heit, das Asylbewerberleistungsgesetz 
abzuschaffen. In beiden Fällen folgte das 
Plenum einer Empfehlung des Ausschus- 
ses für Arbeit und Soziales (17/10198). 
Die Grünen hatten argumentiert, das Ge- 
setz führe zu einem diskriminierenden 
Ausschluss von Asylsuchenden aus der 
Sozialhilfe und der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende. Die Linke hatte unter 
anderem die abgesenkten Leistungen 
nach dem Gesetz kritisiert und betont, es 
verstoße gegen das Grundrecht auf Ge- 
währleistung eines menschenwürdigen 
Existenzminimums. Keine Mehrheit fand 
ein Entschließungsantrag der Grünen 
(17/11707) zu ihrem eigenen Gesetzent- 
wurf. Darin hatte die Fraktion die Bun- 
desregierung aufgefordert, selbst einen 
Gesetzentwurf zur Aufhebung des Asyl- 
bewerberleistungsgesetzes vorzulegen. 
In namentlicher Abstimmung votierten 
nur 131 Abgeordnete für den Entschlie- 
Bungsantrag, 438 lehnten ihn ab, zehn 
Abgeordnete enthielten sich. 

Auf Empfehlung des Innenausschusses 
(17/11716) lehnte der Bundestag einen 
Antrag der SPD (17/5912) gegen das Vo- 
tum von SPD und Grünen bei Enthaltung 
der Linken ab, den räumlichen Aufenthalt 
von Asylbewerbern und „Geduldeten“ 
(sogenannte Residenzpflicht) nicht länger 
zu beschränken. 

Quelle: http://list-archives.org 

th_aleschewsky@yahoo.de 29.11.2012 
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aufweist, will Marine Le Pen so die unte- 
ren und mittleren Ränge der UMP anspre- 
chen. 

Auf beiden Seiten könnte die offizielle 
Ablehnung eines Bündnisses eines Tages 
brüchig werden. Auch Nicolas Sarkozy 
wollte erklärtermaßen nur die Wähler, 
nicht aber den Apparat des FN an seiner 
Seite haben. Aber während der 14 Tage 
zwischen den beiden Durchgängen der 
französischen Präsidentschaftswahl, Ende 
April und Anfang Mai, wurde in seinem 
engsten Beraterstab unter anderem über 
eine Idee seines Mitglieds Pascal Camille 
diskutiert. Jener wollte Marine Le Pen 
das Innenministerium anbieten. Die Idee 
wurde jedoch verworfen. 

Heute ist es nicht so weit, dass solche 
Diskussionen stattfinden könnten, viel- 
mehr versuchen beide Kräfte auf der 


Bundesamt für Migration 
schmäht Asylbewerber 


Das Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge (BAMF) will in einer Infor- 
mationsbroschüre nicht mehr länger be- 
haupten, ein Teil früherer Asylsuchender 
sei nur wegen der erhofften sozialen Hil- 
fen nach Deutschland gekommen. Eine 
entsprechende Passage in dem Informati- 
onsblatt „Das deutsche Asylverfahren — 
ausführlich erklärt“ soll bei der nächsten 
Auflage gestrichen werden, teilte eine 
Behördensprecherin am Freitag mit. Sie 
bestätigte damit einen entsprechenden 

Bericht der „Nürnberger Nachrichten“. 
Das Bundesamt reagierte damit unter 
anderem auf eine Kritik der beiden Bun- 
destagsabgeordneten der Linkspartei, Se- 
vin Dagdelen und Ulla Jelpke. Sie hatten 
in einem Schreiben an Bundesamtschef 
Manfred Schmidt der Behörde „Hetze 
gegen Asylbewerber“ vorgeworfen. Zum 
einem sei die Aussagen in der Broschüre, 
dass von den mehr als 400 000 Asylsu- 
chenden des Jahres 1992 „der weitaus 
größte Teil den Zuzug in die Sozialsys- 
tem beabsichtigt‘ habe, falsch; zum ande- 
ren fördere sie „eine rechtspopulistische 
Stimmungsmache gegen Asylsuchende“. 
„Wir haben die Debatte verfolgt und uns 
entschieden, die Passage bei der nächsten 
redaktionellen Überarbeitung anzupas- 
sen“, sagte eine Sprecherin des Bundes- 
amtes; es ist neben der Integration von 
Zuwandern auch für die Anerkennung 
ausländischer Flüchtlinge zuständig. Mit 
der Überarbeitung sollen in Zukunft 
Missverständnisse vermieden werden, 
hieß es. Die Broschüre, die sich haupt- 
sächlich an Bürger wende, werde ohne- 
hin alle drei Monate überarbeitet. Sie war 
zuletzt in einer Auflage von 2000 Exem- 
plaren erschienen. Zudem ist sie auf der 

Internetseite des Bundesamtes abrufbar. 
Quelle: PRO ASYL 28.11.2012 I 


Rechten, sich jeweils selbst in eine mög- 
lichst günstige Ausgangslage zu verset- 
zen. Demnächst werden aber die Rechten 
unterschiedlicher Schattierungen sich zu- 
mindest auf der Straße begegnen. In den 
letzten Wochen waren die konservative 
und die rechtsextreme Mobilisierung ge- 
gen die von der Regierung geplante Lega- 
lisierung der Homosexuellenehe — am 
respektive am 17. und am 18. November 
2012 — noch auseinandergefallen. Nun- 
mehr wollen aber moderate und extreme 
Gegner des Vorhabens am 13. Januar 13 
alle beide demonstrieren. Dazu rufen bis- 
lang sowohl die UMP unter Cope& als auch 
die rechtsextreme Vereinigung Civitas 
gleichermaßen auf, die beim letzten Mal 
noch an unterschiedlichen Terminen mit- 
marschierten. Der FN überlegt bislang 
noch, ob er eine offizielle Teilnahme an- 
kündigen soll. 

Bernard Schmid, Paris 


EUROSUR muss der Rettung 
schiffbrüchiger Flüchtlinge 
dienen 


Der Innenausschuss des Europaparla- 
ments hat heute über die Pläne für ein 
neues Grenzüberwachungssystem der 
EU (EUROSUR) abgestimmt. Die Vor- 
schläge der Grünen, dass EUROSUR 
auch der Rettung schiffbrüchiger Flücht- 
linge dienen soll, fanden eine breite 
Mehrheit. Trotzdem bleibt der Einsatz 
von Überwachungstechnologien gegen 
irreguläre Migration aus Grüner Sicht 
kontraproduktiv. Die Grünen haben sich 
deshalb enthalten. Die migrationspoliti- 
sche Sprecherin der Grünen im Europa- 
parlament, Ska Keller, sagte: 

„Wir haben EUROSUR eine humanitä- 
re Dimension gegeben. Das ändert aber 
nichts an der generellen Stoßrichtung von 
EUROSUR. Mit der geplanten Überwa- 
chung der EU-Grenzen durch Drohnen 
und Satelliten wird die EU zu einer elek- 
tronischen Festung gegen MigrantInnen 
und Flüchtlinge ausgebaut. 

Dass der Innenausschuss unseren Vor- 
schlägen zur Flüchtlingsrettung gefolgt 
ist, ist ein wichtiges Signal an die Mit- 
gliedsstaaten und die Kommission. Sie 
wollen Europa abriegeln und mit EURO- 
SUR dafür sorgen, dass Flüchtlinge die 
EU-Außengrenzen gar nicht mehr errei- 
chen, sondern schon auf hoher See abge- 
fangen werden. Dafür soll Frontex künf- 
tig das Mittelmeer und die nordafrikani- 
schen Küsten ä la Big Brother überwa- 
chen. 

Damit verkennen Kommission und 
Mitgliedsstaaten, dass wir in Europa kei- 
ne Flüchtlingskrise, sondern eine humani- 
täre Krise haben. Beinahe wöchentlich er- 
reichen uns Nachrichten von Flüchtlingen 
in Seenot und von Menschen, die bei dem 
Versuch, die EU-Grenzen zu erreichen, 
sterben. Wenn EUROSUR überhaupt ei- 
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nen Sinn machen soll, dann muss 
es helfen, mehr Menschenleben 
zu retten und keine Verantwort- 
lichkeitslücken bei der Rettung 
von Schiffbrüchigen aufkommen 
zu lassen. 

Dass die EU-Außengrenzen 
dafür zu einem Experimentier- 
feld für neue Überwachungs- 
technologien werden sollen, ist 
Unsinn. Was wir brauchen, sind 
keine Drohnen vor den Küsten 
Europas, sondern eine bessere 
Koordinierung der europäischen 
Grenzschützer.“ 

Quelle: Pressemitteilung 

http://www.ska-keller.de — Euro- 

päisches Parlament — 
27.11.2012 


Generalverdacht nicht 
im Asylbewerber- 

leistungsgesetz veran- ! 
kern 


„Offensichtlich plant die Bun- : 
desregierung, noch mehr Asyl- 
suchenden als bislang lediglich 
Sachleistungen zu gewähren und 
ihnen persönliche Bedürfnisse 
und eine Teilhabe am sozialen 


Leben gänzlich zu versagen“ so DEE EEE _ 


Ulla Jelpke, innenpolitische 
Sprecherin der Fraktion DIE LINKE im 
Bundestag, zur Antwort der Bundesregie- 
rung auf eine Kleine Anfrage (17/11417) 
zur Debatte über vermeintlichen Asyl- 
missbrauch. Jelpke weiter: 

„Das Asylbewerberleistungsgesetz ent- 
hält seit 1998 eine Regelung, nach der 
Asylsuchenden nur das zum Überleben 
unabweisbar Gebotene ($1a) in Form von 
Sachleistungen gewährt wird, wenn sie 
nach Ansicht der Behörde lediglich zum 
Sozialleistungsbezug nach Deutschland 
gekommen sind. Ein sonst darüber hinaus 
noch gewährter Barbetrag für den persön- 
lichen Bedarf („Taschengeld‘“) wird ihnen 
dann zum Teil oder ganz verwehrt. Jahre- 
lang lag dieser Barbetrag bei gerade ein- 
mal 40 Euro pro Person im Monat (20 
Euro pro Kind). Das Bundesverfassungs- 
gericht hatte im Juli diesen Betrag auf 134 
Euro erhöht. Begründung: Das Grund- 
recht auf ein menschenwürdiges Existenz- 
minimum gelte für alle Menschen und 
umfasse auch die Teilhabe am gesell- 
schaftlichen, kulturellen und politischen 
Leben. Dieses Grundrecht darf nicht aus 
migrationspolitischen Erwägungen ver- 
letzt werden, stellte das Gericht klar. 

Das Bundesinnenministerium will diese 
Vorgabe des Bundesverfassungsgerichts 
zur menschenwürdigen Behandlung Asyl- 
suchender angesichts der von ihm ange- 
zettelten Asylmissbrauchs-Debatte offen- 
kundig aushebeln: Asylsuchende, die aus 
einem so genannten sicheren Herkunfts- 
staat kommen, sollen generell nur noch 
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das zum Leben Unabweisbare bekommen. 
Ihnen wird pauschal ein „Asylmiss- 
brauch“ unterstellt. Dabei hat Bundesin- 
nenminister Hans-Peter Friedrich (CSU) 
offenkundig eine Gruppe besonders im 
Visier: Asylsuchende Roma aus Serbien 
und Mazedonien. Beide Staaten sollen 
nach seinem Willen auf die Liste der an- 
geblich sicheren Herkunftsstaaten gesetzt 
werden. Damit will er den Generalver- 
dacht gegen die Betroffenen in Gesetzes- 
form gießen, der angebliche „Asylmiss- 
brauch“ wird kurzerhand mit einem Sozi- 
alhilfemissbrauch gleichgesetzt. 

Der Bundesinnenminister stellt sich mit 
diesen Plänen klar gegen das Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts zum Asylbe- 
werberleistungsgesetz. Wollte er dem 
Geist dieses Urteils tatsächlich genüge 
tun, steht nur ein Weg offen: dieses dis- 
kriminierende Sondergesetz endlich ab- 
zuschaffen! 

Quelle: Pressemitteilung 
http://www.ulla-jelpke.de/news 
29.11.2012 0 


Bunte und laute Demo in 
Hannover: Bargeld statt 


Gutscheine 

Ca. 300 Teilnehmer _innen forderten heu- 
te im Vorfeld der niedersächsischen 
Landtagswahl die Abschaffung der dis- 
kriminierenden Gutscheine, die geflüch- 
tete Menschen bekommen, um ihren Le- 
bensunterhalt zu bestreiten. Im Gegen- 


satz zu anderen Bundesländern, die 
längst die Sozialhilfe an Flüchtlinge bar 
auszahlen, hält die jetzige konservative 
Landesregierung an ihrer extremen Poli- 
tik der rassistischen Ausgrenzung fest. 
Zu der heutigen Demonstration hat ein 
Bündnis von Umtauschinitiativen aus Nie- 
dersachsen aufgerufen, in dem Flüchtlinge 
und Unterstützer innen vernetzt sind. 
Weiterhin forderten die Teilneh- 
mer _innen mit lautstarker Unterstützung 
einer Sambaband die Abschaffung sämtli- 
cher rassistischer Sondergesetze. Zahlrei- 
che bunte Luftballons mit Anhängern 
„Alle bleiben!“ mobilisierten zu den be- 
vorstehende Aktionen während der In- 
nenministerkonferenz kommende Woche, 
zu denen Roma-Organisationen aufrufen. 
Unterschriften für das Bleiberecht von 
Roma, die z.Zt. einer unglaublichen Hetz- 
kampagne ausgesetzt sind, können bis 
zum 4.12. unter www.alle-bleiben.info 
geleistet werden. 
Quelle: Gutscheinbündnis Oldenburg 
als Teil des niedersächsischen 
Gutscheinbündnisses 03.12.2012 I 


Gutscheine erst verfallen 
lassen, dann in Bargeld tau- 


schen - vielleicht 

Wie zunächst telefonisch und später auch 
per e-mail vom Fachbereichsleiter So- 
ziales der Stadt Göttingen zu erfahren 
war, beabsichtigt die Stadt bis zum Jah- 
resende nicht verbrauchte Gutscheine, 


die aus Nachzahlungen aufgrund des 
AsylbLG-Urteils des BVerfG stammen, 
in Bargeld zu tauschen. Dies soll im 
nicht-öffentlich tagenden Verwaltungs- 
ausschuss so besprochen worden sein. 
Die Herausgabe eines schriftlichen, öf- 
fentlich zugänglichen Dokuments, was 
diese Regelung bestätigen würde, scheint 
von der Stadt nicht geplant zu sein. Im 
Gegenteil, Mitglieder des Verwaltungs- 
ausschusses sollen explizit angewiesen 
worden sein, von einer „öffentlichen Er- 
klärung [...] im Sinne einer Presseerklä- 
rung“ Abstand zu nehmen, so ein Mit- 
glied des Gremiums. Offenbar sollen 
Leistungsempfänger nun allen Ernstes 
den Verfall ihrer Wertgutscheine riskie- 
ren und sich dann mit Beginn des kom- 
menden Jahres unter Berufung auf eine 
vage, öffentlich nicht dokumentierte Re- 
gelung an ihre Sachbearbeiter zwecks ei- 
nes Umtauschs wenden. 

Dieser Deal belegt exemplarisch das 
Gebaren der Stadt rund um die Frage der 
Wertgutscheine für Flüchtlinge. Vorder- 
gründig sind alle gegen die „diskriminie- 
renden“ und „stigmatisierenden“ Gut- 
scheine und es heißt, „die Stadt würde gern 
auf Wertgutschein[e] verzichten“, in der 
Praxis aber werden, wenn überhaupt, un- 
praktikable Zugeständnisse gemacht, die 
hauptsächlich zum Ziel haben, die politi- 
schen Akteure ruhig zu stellen. Gegenüber 
den LeistungsempfängerInnen selbst profi- 
liert man sich hingegen als Hardliner in 
Sachen Gutscheinausgabe So hält die Stadt 
Göttingen weiterhin daran fest, dass Nach- 
zahlungen von AsylbLGLeistungen in 
Gutscheinen auszugeben sind. Die „Er- 
laubnis“ des Niedersächsischen Innenmi- 
nisteriums gelte lediglich für den Monat 
August 2012. Nicht zutreffend heißt es in 
einer Erklärung der Stadt weiter, ein Erlass 
vom 3.9.2012 fordere das Sachleistungs- 
prinzip in Bezug auf das Urteil des Bun- 
desverfassungsgerichtes ein. Tatsächlich 
trägt der indizierte Erlass nichts in dieser 
Sache aus. Viel eher dürfte die Ausgabe 
der AsylbLG-Nachzahlungen in Form von 
Gutscheinen schlicht rechtswidrig sein. 
Dies jedenfalls legt eine Entscheidung des 
Sozialgerichts Koblenz vom Juni diesen 
Jahres nahe. Dort heißt es, „eine nachträg- 
liche Sicherstellung eines in der Vergan- 
genheit liegend Bedarfs ist zwangsläufig 
nur in Form von Geldleistungen möglich“; 
die Stadt Sinzig hatte Nachzahlungen von 
Leistungen nach dem AsylbLG in Gut- 
scheinen ausgegeben. 

Quelle: PressemitteilungGutscheingrup- 
pe Göttingen, 04.12.2012 


Gazale Salame bald zurück 
in Hildesheim? 


Seit acht Jahren hofft die in die Türkei 
abgeschobene Kurdin Gazale Salame auf 
ihre Rückkehr zu ihrer Familie in den 
Kreis Hildesheim. Jetzt — kurz vor Weih- 
nachten und vor der Landtagswahl — 


zeichnet sich endlich eine Wende ab. In 
dieser Woche wird der Landtag die Lan- 
desregierung per Entschließung auffor- 
dern, sich für eine Rückkehr Salames 
und ihrer beiden jüngsten Kinder nach 
Deutschland einzusetzen. Der innenpoli- 
tische Sprecher der CDU, Fritz Güntzler, 
bestätigte gegenüber dem NDR die Ab- 
sicht, Gazale mit den beiden kleineren 
Kindern Schams und Gazi möglichst 
noch vor Weihnachten die Rückkehr zu 
ihrer Familie nach Deutschland zu er- 
möglichen. 

Das Parlament werde nun aktiv, weil es 
einen Antrag der Opposition gab, zu dem 
CDU und FDP aber einen Änderungsan- 
trag gestellt haben, erklärte Güntzler. Der 
Entschließungsantrag, den der Innenaus- 
schuss am 22. November bereits be- 
schlossen hat und über den am kommen- 
den Freitag der Landtag beraten wird, 
sieht einen „an humanitären Gesichts- 
punkten orientierten Weg” vor. An dessen 
Ende solle eine Familienzusammenfüh- 
rung stehen. Die Landesregierung soll 
dies gemeinsam mit dem Landkreis Hil- 
desheim in die Wege leiten. Zunächst soll 
die älteste in Hildesheim wohnende Toch- 
ter Amina ein Aufenthaltsrecht auf der 
Grundlage der im vergangenen Jahr be- 
schlossenen Bleiberechtsregelung nach 
$25a AufenthG bekommen. Da sie in- 
zwischen das 15. Lebensjahr vollendet 
hat und damit alt genug ist, darüber hi- 
naus auch gute Schulleistungen nachwei- 
sen kann, ist die Erteilung dieser Aufent- 
haltserlaubnis reine Formsache. Auf der 
Grundlage dieser Entscheidung soll dann 
auch Gazale und den übrigen minderjäh- 
rigen Kindern ein Aufenthalt im Bundes- 
gebiet ermöglicht werden. 

17 Jahre lange hatte Gazale Salame in 
Deutschland gelebt. 2005 wurde sie 
schwanger gemeinsam mit ihrer damals 
einjährigen Tochter abgeschoben - als der 
Vater die zwei älteren Geschwister zur 
Schule brachte. Im Laufe der letzten acht 
Jahre haben sich hunderte, wenn nicht 
tausende Menschen im direkten Gespräch 
oder auch hinter den Kulissen für Gazale 
Salame und eine Zusammenführung der 
Familie engagiert. Am Ende war es die 
einfache Tatsache, dass da eine Mutter 
ihre Kinder seit acht Jahren nicht gesehen 
hat und die Kinder ihre Mutter nicht, die 
manche Abgeordnete nicht mehr akzep- 
tieren konnten und wollten. 

Wir sind froh, dass es endlich eine Per- 
spektive gibt, und fiebern dem Tag entge- 
gen, an dem Gazale endlich wieder nach 
Hause kommen kann. Natürlich wissen 
auch wir: Nach acht Jahren kann man 
nicht mehr von einem Erfolg sprechen. In 
diesem Prozess haben alle verloren. Wenn 
die Familie sich endlich wieder begegnen 
und als Familie neu finden kann, wird die 
eigentlich schwierige Auseinanderset- 
zung mit der Vergangenheit erst beginnen 
können: Dann muss ein Weg gefunden 
werden, die psychischen Zerstörungen 


der letzten Jahre aufzuarbeiten. 
Quelle: Flüchtlingsrat Niedersachsen 
03.12.2012 


H.P. Friedrich zum Abschie- 
beminister 2012 gewählt 


Am 6.12.2012 wurde im Rahmen eines 
Gala-Abends der Jugendlichen Ohne 
Grenzen in Rostock Hans-Peter-Friedrich 
zum inhumansten Innenminister des Jah- 
res 2012 gewählt. Den Negativpreis „Ab- 
schiebeminister 2012“ erhält der Bundes- 
innenminister für seine Abschiebepolitik 
gegenüber Roma aus Serbien und Maze- 
donien. Der Preis wird am Freitag den 
7.12.2012 um 10:30 Uhr bei der Innen- 
ministerkonferenz in Rostock-Warne- 
münde (Hotel Neptun) übergeben wer- 
den. 

Mit 26,74 Prozent der Stimmen setzte 
er sich knapp gegen die Innenminister 
Uwe Schünemann aus Niedersachsen 
(25,58 Prozent), Lorenz Caffier aus 
Mecklenburg-Vorpommern (19,77 Pro- 
zent) und Frank Henkel aus Berlin (15,12 
Prozent) durch. Vorjahressieger Joachim 
Herrmann aus Bayern belegte den letzten 
Platz (12,79 Prozent). 

Hans-Peter Friedrich hat in den letzten 
Monaten eine populistische Kampagne 
gegen Roma aus Serbien und Mazedo- 
nien gestartet und Massenabschiebungen 
forciert. Statt die Not der Roma anzuer- 
kennen, bezichtigte er diese des Asyl- 
missbrauchs. „Diese Argumentation ist 
Wasser auf den Mühlen der Rechtsradika- 
len“, warnt Nevroz Duman von Jugendli- 
che Ohne Grenzen, „Roma werden in al- 
len Balkanstaaten diskriminiert und ihnen 
werden zentrale Grundrechte verwehrt, 
was sie insbesondere im Winter in exis- 
tenzielle Not bringt. Den Roma muss 
Schutz gewährt werden, statt sie in Not 
und Elend abzuschieben“. Zusätzlich war 
er für seine Ignoranz gegenüber dem Ver- 
fassungsgerichtsurteil zum Asylbewer- 
berleistungsgesetz sowie die Verweige- 
rung der Aufnahme syrischer Flüchtlinge 
nominiert worden. 

Parallel zur Wahl des Abschiebeminis- 
ters zeichneten Michel Kollar (Musiker, 
The Love Bülow), Ruben Cardenas (Ge- 
schäftsführer Migrantenrat der Hanse- 
stadt Rostock) und Christian Haase (Vor- 
stand des Bundesfachverband Unbeglei- 
tete Minderjährige Flüchtlinge) vorbildli- 
che Initiativen gegen Abschiebungen aus. 


Den Initativenpreis 2012 erhielten: 


* Initiative für die Rückkehr Gazales 
(Hildesheim). Am 10. Februar 2005 wur- 
de die schwangere Gazale Salame mit ih- 
rer jüngsten Tochter Schamps in die Tür- 
kei abgeschoben und von ihren anderen 
Kindern und ihrem Mann getrennt. Seit- 
dem kämpfen ihre Unterstützer für die 
Rückkehr. 

* Katrin Keden (Flensburg). Die Leh- 
rerin setze sich für ihren Schüler Sharif 


antifaschistische nachrichten 25/26-2012 11 


Haidari, 19-jähriger Flüchtling aus Af- 
ghanistan, ein. Obwohl Sharif ein Mus- 
terschüler ist, wollte die Behörden ihn 
nach Afghanistan abschieben, da ihm 
dort angeblich keine Gefahr drohe. Mitt- 
lerweile hat Sharif dank seiner Lehrerin 
eine Aufenthaltserlaubnis. 
” Menschenwürde — Runder Tisch 
(Landkreis Stade). Zur Zeit unternimmt 
die Familie vielfältige Aktivitäten, um 
die Rückkehr der Familie Fazli- 
jaj/Bajrami zu erreichen. Gani Fazlijaj 
und Sultane Bajrami waren mit ihren bei 
Kleinkindern im Alter von einem und 
drei Jahren abgeschoben worden. 
Quelle: JOG- Pressemitteilung vom 
06.12.2012 0 


Initiativen und Flüchtlinge 
fordern Abschaffung rassis- 


tischer Sondergesetze 
Übergabe der Petition gegen Gutschei- 
ne für Flüchtlinge an den Landtag am 
29.11.2012 


Demonstration „Bargeld statt Gut- 
scheine” am 1.12.2012 in Hannover 


Am Donnerstag, 29.11. werden Vertreter 
des Flüchtlingsrats Niedersachsen e.V., 
der hannoverschen Initiative „Kooperati- 
ve Flüchtlingssolidarität“ und der Olden- 
burger Umtauschinitiative dem Nieder- 
sächsischen Landtag eine Petition und 
1607 unterstützende Unterschriften über- 
geben, mit der sie ein Ende der Praxis 
fordern, nach der Flüchtlingen in Nieder- 
sachsen ein Großteil der Leistungen in 
Form von Gutscheinen oder Sachleistun- 
gen ausgezahlt werden. Die Petition und 
Kopien der Unterschriftenlisten sollen 
zudem am Donnerstagmorgen Vertrete- 
rinnen der Landtagsfraktionen übergeben 
werden. 


Hintergrund: 


Zwar hat am 18.07.2012 das Bundesver- 
fassungsgericht (BVerfG) festgestellt, 
dass die Leistungen nach dem Asylbe- 
werberleistungsgesetz ($3ff) „evident un- 
zureichend“ sind und damit das men- 
schenwürdige Existenzminimum unter- 
schritten wird, weshalb seitdem Leistun- 
gen in vergleichbarer Höhe des ALG II 
gezahlt werden müssen, doch hat Nieder- 
sachsens Innenminister Uwe Schüne- 
mann deutlich gemacht, dass er auch zu- 
künftig den überwiegenden Teil als Sach- 
leistungen und Gutscheine an die Asylsu- 
chenden auszahlen will. Erst am 23. No- 
vember hat Schünemann im Bundesrat 
betont, dass er an dem Sondergesetz für 
Flüchtlinge festhalten will, um durch 
Sachleistungen und Gutscheine Flücht- 
linge abzuschrecken. 

In einer Rede, die in erschreckender Wei- 
se Erinnerungen an die Hetze gegen 
Asylsuchende in den frühen 1990er Jahre 
aufkommen lässt, nannte der Innenminis- 
ter die Zuflucht von zumeist Roma aus 
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Serbien und Montenegro „tausendfachen 
Asylmissbrauch“ und eine sozialrechtli- 
che Gleichstellung von Flüchtlingen mit 
anderen LeistungsbezieherInnen ein 
„Einfallstor für neuen Asylmissbrauch“. 
Asylsuchende werden so zu einer Bedro- 
hung und zu Sündenböcken aufgebaut, 
die rassistische Sondergesetze wie das 
Asylbewerberleistungsgesetz rechtferti- 
gen sollen. 

Mit der Petition wollen die Unterzeich- 
nerInnen genau solcher Ausgrenzungspo- 
litik entgegenwirken. „Das Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts wäre Anlass, 
nun endlich Schluss zu machen mit dieser 
entwürdigen Gutscheinpraxis, die die 
Flüchtlinge stigmatisiert und gesellschaft- 
lich ausgrenzt. Asylsuchende müssen die 
gleichen sozialen Rechte erhalten, wie 
alle anderen Menschen hier im Land“, 
fordert Sigmar Walbrecht vom Flücht- 
lingsrat Niedersachsen e.V. 

Diese Forderungen stehen auch auf ei- 
ner Demonstration am Sa., 1. Dezember 
in Hannover im Mittelpunkt. Das „Bünd- 
nis gegen das Gutscheinsystem Nieder- 
sachsen“, bestehend aus Asylsuchenden 
und Initiativen aus ganz Niedersachsen, 
die sich gegen die Gutscheinpraxis enga- 
gieren, ruft unter dem Motto „Bargeld 
statt Gutscheine — die rassistischen Son- 
dergesetze abschaffen“ auf, sich für die 
Rechte der Flüchtlinge stark zu machen. 

Quelle: Presseinformation Flüchtlings- 

rat Niedersachsen e.V. 27. November 
20172 


Asylbewerberleistungs- 
gesetz: Bundesregierung 
will Urteil des Verfassungs- 
gerichts unterlaufen 


PRO ASYL: Innenminister macht 
Wahlkampf auf dem Rücken von 
Asylsuchenden 


Als „verdorbenes Adventspaket“ be- 
zeichnet Günter Burkhardt, Geschäfts- 
führer von PRO ASYL, den Gesetzent- 
wurf zum Asylbewerberleistungsgesetz. 
Statt allen Asylsuchenden endlich ein Le- 
ben in Würde zu ermöglichen, will die 
Bundesregierung Asylsuchende aus be- 
stimmten Ländern pauschal mit Abschre- 
ckungsmaßnahmen überziehen. 

Das Gesetzesvorhaben ist ein kaum 
verhüllter Angriff auf das Bundesverfas- 
sungsgericht, das am 18.Juli in seinem 
Grundsatzurteil zum Asylbewerberleis- 
tungsgesetz entschieden hat: „Die in Arti- 
kel 1 Abs. GG garantierte Menschenwür- 
de ist migrationspolitisch nicht zu relati- 
vieren“. PRO ASYL wirft dem Bundes- 
minister Friedrich vor, demgegenüber er- 
neut das Sozialhilferecht als Mittel der 
Abschreckung zu instrumentalisieren. 

Auf Druck des Bundesinnenministeri- 
ums sieht der Gesetzentwurf vor, Asylan- 
tragstellern aus Herkunftsländern, in de- 
nen es angeblich keine politische Verfol- 


gung gibt, eine geringere Unterstützung 
zu zahlen. Dies sei nötig um die Einreise 
aus „asylfremden, insbesondere aus wirt- 
schaftlichen Motiven“ zu bekämpfen, so 
die Begründung des Gesetzes. 

PRO ASYL sieht in dem Gesetzent- 
wurf die rechtliche Umsetzung der popu- 
listischen Stimmungsmache gegen Asyl- 
suchende aus Serbien und Mazedonien. 
Bundesinnenminister Friedrich will bei 
der bevorstehenden Konferenz der Innen- 
minister Bund und Ländern die Absicht 
vorbringen, Serbien und Mazedonien zu 
sicheren Herkunftsstaaten zu erklären. 
Dies verhindert eine objektive und einzel- 
fallbezogene Prüfung der Asylanträge 
und bagatellisiert den strukturellen Ras- 
sismus, der Roma in Serbien und Maze- 
donien entgegenschlägt. 

„Exakt zwanzig Jahre nach dem „Asyl- 
kompromiss“ des Jahres 1992, mit dem 
das „Asylbewerberleistungsgesetz“ auf 
den Weg gebracht wurde, bezieht Bun- 
desinnenminister Friedrich wieder den al- 
ten migrationspolitischen Schützengra- 
ben“, so Günter Burkhardt von PRO 
ASYL. 

Der Gesetzesentwurf zementiert zudem 
die soziale Ausgrenzung von Asylsuchen- 
den. Sachleistungen und Essenspakete 
entmündigen Flüchtlinge in ihrer Lebens- 
führung. 

Der Gesetzentwurf ist nach Auffassung 
von PRO ASYL die Eröffnung eines vor- 
gezogenen Wahlkampfes auf dem Rücken 
von Flüchtlingen. 

Presseerklärung PRO ASYL 30.11.2012 
| 


AWO zur Asyldebatte: 
Kein Wahlkampf auf dem 


Rücken von Flüchtlingen 

BERLIN, 29. Oktober 2012. „Ein Wahl- 
kampf auf dem Rücken der Flüchtlinge 
muss vermieden werden“, erklärt AWO 
Vorstandsmitglied Brigitte Döcker ange- 
sichts der Entwicklungen der vergange- 
nen Wochen in der Asyldebatte. Die neu- 
esten Forderungen des Bundesinnenmi- 
nisters, Leistungen für Asylbewerber aus 
sogenannten sicheren Drittstaaten zu kür- 
zen, lehnt Döcker entschieden ab: „Das 
Existenzminimum ist nicht relativierbar.“ 

Seit mehr als sieben Monaten protestie- 
ren Flüchtlinge in mehreren Städten 
Deutschlands. Sie boykottieren die Sam- 
melunterkünfte und verletzen dabei be- 
wusst die sogenannte Residenzpflicht. Sie 
unternahmen einen Fußmarsch von 
Würzburg nach Berlin und werben in 
Frankfurt am Main und in Berlin am Ora- 
nienplatz und am Brandenburger Tor für 
ihre Forderungen. 

Mehrere Anträge der Oppositionspar- 
teien zur Abschaffung der Residenz- 
pflicht wurden in den letzten Tagen im 
Bundestag abgelehnt, womit weiterhin 
die Bewegungsfreiheit und die soziale 
Isolation für zahlreiche Flüchtlinge ze- 


mentiert werden. Obwohl zahlreiche 
Bundesländer bereits Lockerungen oder 
sogar Abschaffungen der Regelung inner- 
halb ihres Bundeslandes umgesetzt ha- 
ben, hält der Bundesgesetzgeber weiter- 
hin an dieser europaweit einzigartigen 
Einschränkung der Teilhabe von Flücht- 
lingen an der Gesellschaft fest. 
„Menschen, die aus existenzieller Not 
nach Deutschland flüchten, gebührt unse- 
re Solidarität“, betont Döcker abschlie- 
Bend und appelliert an alle Akteure, die 
populistische, vom Wahlkampf getriebe- 
ne Debatte umgehend einzustellen und 
Flüchtlingen in Deutschland endlich um- 
fassende Freizügigkeit, uneingeschränk- 
ten Arbeitsmarktzugang und eine selbst- 
bestimmte Lebensführung zu ermögli- 
chen. 
Quelle: Presseerklärung AWO Bundes- 
verband e.V. 29.10.2012 


Landtagswahl Niedersachsen: 
Offener Brief: Runder Tisch 
Türkischer Migranten 

In einem Offenen Brief an an die Vorsit- 
zenden und die Spitzenkandidatinnen 
und Spitzenkandidaten der Parteien 
CDU, FDP, SPD, Bündnis 90/Die Grü- 
nen, Die Linke und Die Piraten anläss- 
lich der niedersächsischen Landtagswahl 
schreibt der Runde Tisch türkischer Mig- 
ranten: 

Anlässlich der bevorstehenden Land- 
tagswahl am 20.1.2013 verfolgt die breite 
niedersächsische Öffentlichkeit die politi- 
schen Pläne und Programme der ver- 
schiedenen Parteien im Falle einer Regie- 
rungsbeteiligung. 

Auch für niedersächsische Migrantin- 
nen und Migranten, die ca. 20 Prozent der 
Landesbevölkerung stellen, hat diese 
Landtagswahl eine besondere Bedeutung. 
Niedersachsen war das erste deutsche 
Bundesland, das mit einer Türkin eine 
Landesministerin mit Migrationshinter- 
grund in der Landesregierung hatte. Die- 
ser Schritt in Richtung Teilhabe und 
Gleichbehandlung stellte eine Zäsur in 
der deutschen Integrationspolitik dar. Für 
Niedersachsen wäre ein Rückfall hinter 
diesen Zustand somit auch ein Rück- 
schritt im Sinne der partizipatorischen 
Demokratie. 

Für die Migrantinnen und Migranten in 
Niedersachsen ist daher vollkommen klar, 
dass alle nachfolgenden Landesregierun- 
gen sich in Zukunft hieran messen lassen 
müssen, wenn es um wahre Integration, 
Teilhabe und Gleichberechtigung von 
Menschen mit Migrationshintergrund in 
unserem Land geht. 

Als niedersächsische Migrantinnen und 
Migranten fordern wir daher die Parteien 
auf, im Falle einer Regierungsbeteiligung 
nach der kommenden Landtagswahl 
1. mindestens eine Ministerin oder einen 
Minister mit Migrationshintergrund für 
die kommende Landesregierung zu be- 
nennen, 


2. das niedersächsische Integrationsmi- 
nisterium zu erhalten, die Ministeriums- 
kompetenzen zu erweitern, 

3. zusätzlich eine Staatssekretärin oder 
einen Staatssekretär mit Migrationshin- 
tergrund zu benennen. 

Wir sind der Auffassung, dass es für die 
demokratischen Parteien nur darum ge- 
hen kann, nicht hinter die bisherigen inte- 
grationspolitischen Errungenschaften zu- 
rückzufallen, sondern eine Weiterent- 
wicklung im Sinne der Menschen in Nie- 
dersachsen zu erreichen. 

Entsprechend müssen trotz des richti- 
gen partizipatorischen Ansatzes in Nie- 
dersachsen auch die integrationspoliti- 
schen Defizite durch ein gestärktes Inte- 
grationsministerium und Aufwertung der 
Integrationspolitik angegangen werden. 


So muss 


» das kommunale Wahlrecht für Nicht- 
EU-Bürgerinnen und -Bürger eingeführt, 
» die Blockadehaltung gegen eine Ein- 
führung der doppelten Staatsbürgerschaft 
aufgegeben, 

>» die hohe Selektion des niedersächsi- 
schen Schulsystems gegenüber Kindern 
mit Migrationshintergrund angegangen, 
DB die unmenschliche Abschiebepolitik 
beendet 

» und die diskriminierende Haltung un- 
ter dem Deckmantel der Sicherheitspoli- 
tik gegenüber der muslimischen Bevöl- 
kerung aufgegeb en werden. 

Eine Parteipolitik bloßer Lippenbe- 
kenntnisse und leerer Bekundungen des 
guten Willens ist für Menschen mit Mi- 
grationshintergrund nicht hinnehmbar. 
Niedersächsische Migrantinnen und Mig- 
ranten wollen die Politik unseres Landes 
mitbestimmen und erwarten von den de- 
mokratischen Parteien eine Würdigung 
dieses Willens. 

Mit diesem offenen Brief bitten wir die 
Vorsitzenden und die Spitzenkandidatin 
bzw. den Spitzenkandidaten ihrer Partei, 
sich zu unseren Forderungen schriftlich 
bis zum 3. Dezember 2012 zu äußern. 
Ihre schriftlichen Antworten werden der 
Öffentlichkeit in vollem Umfang zugäng- 
lich gemacht. 

Quelle: Runder Tisch türkischer 
Migranten M 


NEIN zur Inhaftierung von 
Flüchtlingen! 


Seit vielen Monaten kämpft PRO ASYL 
gegen die neue EU-Aufnahmerichtlinie 
für Asylsuchende, bei der es sich in 
Wahrheit um ein europaweites Pro- 
gramm zur massenhaften Inhaftierung 
von Flüchtlingen handelt. Am 14. Januar 
2013 soll das EU-Parlament darüber ent- 
scheiden, ob diese Richtlinie in Kraft 
tritt. Die geplanten Inhaftierungsregelun- 
gen der neuen EU-Aufnahmerichtlinie 
greifen lückenlos. Menschen- und 
Flüchtlingsrechte werden systematisch 


verletzt. So gut wie alle Asylsuchenden 
können zu jedem Zeitpunkt an jedem Ort 
in Europa eingesperrt werden. Sechs 
neue Haftgründe geben den Behörden 
weitreichende Befugnisse gegenüber den 
Schutzsuchenden — angefangen vom In- 
haftierungsgrund der „Identitätsfeststel- 
lung“ über die „Beweissicherung“, die 
„Prüfung des Einreiserechts“ bis hin zur 
„Gefahr des Untertauchens“. 

Auf der Konferenz der EU-Innenminis- 
ter am 26. April 2012 wurde ein Entwurf 
der sogenannten „Aufnahmerichtlinie“ 
beraten, der nun dem Europa-Parlament 
vorgelegt werden muss. Der Entwurf darf 
keinesfalls verabschiedet werden, denn er 
enthält sechs Inhaftierungsregelungen, 
die lückenlos greifen: Sie erlauben es, je- 
den asylsuchenden Menschen in der EU 
jederzeit und an jedem Ort zu inhaftie- 
ren: 

Haftgrund 1: Feststellung der Identität. 
Flüchtlinge sollen zum Zweck der Identi- 
tätsfeststellung in Haft genommen wer- 
den können. 

Haftgrund 2: Beweissicherung. 

Ist der Inhaftierungsgrund „Feststellung 
der Identität“ nicht anwendbar? Kein 
Problem: Flüchtlinge dürfen auch bei 
stimmigen Dokumenten jederzeit zur Be- 
weissicherung der Fluchtgründe einsperrt 
werden. 

Haftgrund 3: Prüfung des Einreise- 
rechts. 

Wie hindert man Flüchtlinge daran, ihr 
Recht auf Aufenthalt während der Prü- 
fung ihres Asylantrags wahrzunehmen? 
Man inhaftiert sie kurzerhand bereits bei 
der Einreise. 

Haftgrund 4: Verspätete Asylantrag- 
stellung. 

Mit den bisher genannten Inhaftierungs- 
gründen dürfte die Mehrzahl aller Flücht- 
linge bereits an den Grenzen ins Gefäng- 
nis geraten. Aber auch wenn Asylsuchen- 
den die Einreise gelingt, können sie ganz 
schnell in Haft kommen. Eine Verspä- 
tung bei der Asylantragstellung genügt. 
Haftgrund 5: Nationale Sicherheit und 
Ordnung. 

Eine Generalklausel, die so gut wie jede 
Inhaftierung legitimiert. Diese Bestim- 


mung ist für die Behörden 
insbesondere dann hilfreich, wenn keiner 
der vorher aufgeführten 


vier Inhaftierungsgründe passt. 
Haftgrund 6: Gefahr des Untertau- 
chens. 

Für Flüchtlinge im Dublin-II-Verfahren 
soll es noch eine weitere Möglichkeit ge- 
ben: Einsperren aufgrund der „ernsthaf- 
ten Gefahr des Untertauchens“. 
Inhaftierung von Minderjährigen. 

Haft für geflohene Kinder und Jugendli- 
che wird im Richtlinienentwurf aus- 
drücklich erlaubt. 

Flucht ist kein Verbrechen! 

In vielen europäischen Ländern wie zum 
Beispiel in Griechenland, Ungarn oder 
Malta werden Asylsuchende und Migran- 
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ten unter unmenschlichen Bedingungen 
und über unverhältnismäßig lange Zeit- 
räume inhaftiert. 


Aktuelle Berichte haben gezeigt, dass 
Haft eine schwerwiegende Beeinträchti- 
gung der Gesundheit und des Wohlerge- 
hens von Flüchtlingen zur Folge hat. Be- 
reits traumatisierte Flüchtlinge drohen 
durch die Inhaftierung retraumatisiert zu 
werden. Nicht selten kommt es in Haft zu 
Misshandlungen. Unter den Folgen der 
Haft leiden viele Menschen ihr Leben 
lang. 


Deswegen fordert PRO ASYL: 


> Asylsuchende — auch diejenigen, die 
unter die Dublin-II-Verordnung fallen — 
gehören nicht in Abschiebungshaft. 
> Statt die bereits stattfindende exzessive 
Inhaftierungspraxis zu legalisieren muss 
auf EU-Ebene gesetzlich festgeschrieben 
werden, dass die Anordnung von 
Haft gegenüber Asylantragstellern unzu- 
lässig ist. 
> inhaftierte Personen müssen bei Asyl- 
antragstellung entlassen werden. 
Es gibt keinen Grund, es gibt keine 
Rechtfertigung, Schutzsuchende zu in- 
haftieren. 

Quelle: PRO ASYL 


Innenministerkonferenz: 
Verschärfungen im 
Asylrecht geplant 


Exakt 20 Jahre nach dem sogenann- 
ten „Asylkompromiss” will der Bun- 
desinnenminister Verschärfungen im 
Asylrecht vorstellen 

PRO ASYL, Flüchtlingsrat Mecklen- 
burg-Vorpommern, Jugendliche ohne 
Grenzen und Roma-Center Göttingen 
fordern Durchbruch in Sachen Bleibe- 
recht 

Auf der Innenministerkonferenz in Ro- 
stock-Warnemünde will Bundesinnenmi- 
nister Friedrich für sein Vorhaben wer- 
ben, Serbien und Mazedonien auf die 
Liste der sicheren Herkunftsstaaten zu 
setzen und gleichzeitig pauschale Ver- 
schärfungen im Asylbewerberleistungs- 
recht vorzunehmen. 20 Jahre nach dem 
sogenannten Asylkompromiss vom 6. 
Dezember 1992, an dem die SPD einer 
Vielzahl von Gesetzesverschärfungen ge- 
gen Asylsuchende zustimmte, appelliert 
PRO ASYL an die Innenminister aller 
Länder, sich einer Einstufung von Ser- 
bien und Mazedonien als sichere Her- 
kunftsstaaten zu widersetzen. „Eine sol- 
che Einstufung wäre angesichts der exis- 
tenziellen Diskriminierung von Roma 
und der allgemeinen Menschenrechtslage 
in diesen Staaten völlig unangebracht“, 
so Günter Burkhardt, Geschäftsführer 
von PRO ASYL. Als Sofortmaßnahme 
fordert PRO ASYL die Länder auf, einen 
Winterabschiebestopp für Asylsuchende 
aus den Balkan-Staaten zu erlassen. 


14 u:antifaschistische nachrichten 25/26-2012 


Nach Informationen des Flüchtlingsrats 
Mecklenburg-Vorpommern werden Asyl- 
suchende aus Serbien und Mazedonien 
unter dem Vorwand, ihr Asylantrag sei 
ohnehin chancenlos, zur „freiwilligen 
Ausreise“ gedrängt. „Es geht nicht an, 
dass Roma zur Ausreise gedrängt werden, 
bevor sie überhaupt gefragt wurden, ob 
Fluchtgründe vorliegen“, so Ulrike See- 
mann-Katz, Vorsitzende des Flüchtlings- 
rats Mecklenburg-Vorpommern. 


Diskriminierung von Roma in 
Serbien und Mazedonien 


In Serbien und Mazedonien sind Roma 
und Angehörige anderer Minderheiten 
rassistischer Diskriminierung ausgesetzt, 
vor der der Staat sie nicht wirksam 
schützt. Ihnen ist ein menschenwürdiges 
Leben kaum möglich. Extreme Diskrimi- 
nierung bedingt Obdachlosigkeit, Ar- 
beitslosigkeit, Vertreibung aus Behelfs- 
siedlungen, keinen oder nur beschränkten 
Zugang zu Gesundheitsversorgung sowie 
die Ausgrenzung von Kindern aus dem 
Schulsystem. Es ist inakzeptabel, dass 
das Bundesamt für Migration und Flücht- 
linge bereits jetzt Anträge von Roma aus 
diesen Staaten fast ausnahmslos als of- 
fensichtlich unbegründet ablehnt. 

„Jeden Monat gibt es aus Deutschland 
Sammelabschiebungen nach Serbien und 
Kosovo. Die meisten der unfreiwilligen 
Passagiere sind Roma, die in diesen Län- 
dern existenzbedrohenden Diskriminie- 
rungen ausgesetzt sind. Hans-Peter Fried- 
rich unterstellt den Flüchtlingen aus Ser- 
bien und Mazedonien, die zumeist Roma 
sind, „Asylmissbrauch”. Wir wehren uns 
gegen diese von rassistischen Stereotypen 
geprägte Politik und fordern einen verant- 
wortungsvollen Umgang mit Roma und 
anderen Flüchtlingen, die hier Schutz su- 
chen”, so Kenan Emini vom Roma-Cen- 
ter Göttingen. 


Syrien-Flüchtlinge aufnehmen 


PRO ASYL kritisiert, dass die Tagesord- 
nung der Innenministerkonferenz nicht 
vorsieht, sich mit der Problematik syri- 
scher Flüchtlinge und der Notwendigkeit 
eines Aufnahmeprogramms zu befassen. 
Die Bereitschaft der Bundesregierung, 
die Nachbarstaaten bei der Aufnahme 
von Syrienflüchtlingen finanziell zu un- 
terstützen, darf nicht die einzige Antwort 
auf die Situation in den Nachbarstaaten 
Syriens sein. Wer die Bereitschaft der 
Erstaufnahmestaaten zur großzügigen 
Flüchtlingsaufnahme erhalten will, muss 
seinerseits bereit sein, Flüchtlinge aufzu- 
nehmen. PRO ASYL fordert eine 
deutliche Ausweitung des Resettle- 
ment-Programms über die insgesamt 
von der Bundesregierung zugesag- 
ten 300 Plätze. Dass eineinhalb Jah- 
re nach Beginn des bewaffneten 
Konfliktes in Syrien und der Flucht 
Zehntausender Menschen hierzulan- 
de nicht einmal ein vereinfachtes Vi- 


sumverfahren für Familienangehörige 
von in Deutschland lebenden Syrern an- 
geboten wird, ist inakzeptabel. Die In- 
nenministerkonferenz darf zum Thema 
der Syrien-Flüchtlinge nicht schweigen. 


Kettenduldungen beenden: Bleibe- 
Be dringend erforder- 

ic 

Die Innenministerkonferenz nimmt PRO 
ASYL zum Anlass, die Länder aufzufor- 
dern, endlich den Weg freizumachen für 
eine Bleiberechtsregelung, mit der die Si- 
tuation von langjährig geduldeten Men- 
schen wirksam und dauerhaft verbessert 
wird. Zahlreiche Länderinitiativen liegen 
im Bundesrat auf dem Tisch. Nach Zah- 
len vom August 2012 leben mehr als 
85000 Menschen in Deutschland ledig- 
lich mit einer Duldung, die Hälfte von ih- 
nen schon länger als sechs Jahre. Bereits 
diese Zahlen sprechen für die Notwen- 
digkeit einer aufenthaltsrechtlichen Re- 
gelung mit Dauerwirkung, die nicht mehr 
nur an einen in der Vergangenheit liegen- 
den Stichtag anknüpft. 

Betroffen von der politischen Stagnati- 
on beim Thema Bleiberecht sind insbe- 
sondere auch Kinder. Denn 12000 Gedul- 
dete sind minderjährig. Aus den Zahlen 
der Bundesregierung ergibt sich, dass es 
nur knapp 1200 Jugendliche geschafft ha- 
ben, die bisher für sie geltenden Kriterien 
der Bleiberechtsregelung für „gut inte- 
grierte Jugendliche“ zu erfüllen. Das liegt 
nicht am mangelnden Willen der Betrof- 
fenen, sondern an den Bedingungen die- 
ser Regelung — etwa den starren Alters- 
grenzen, die nur Anträge von 15 bis 20- 
jährigen zulassen. 

Parallel zur Innenministerkonferenz fin- 
det ein Protestprogramm der „Jugendli- 
chen Ohne Grenzen“ (JOG) statt. Am 
gestrigen Mittwoch demonstrierten zahl- 
reiche von Duldungen betroffene Ju- 
gendliche und Erwachsene mit vielen 
Unterstützerinnen und Unterstützern un- 
ter dem Motto „Dulden heißt Beleidigen“ 
für ein Bleiberecht. Am heutigen Abend 
wird in Rostock bei einer Gala-Veranstal- 
tung der Jugendlichen ohne Grenzen in 
Rostock der „Abschiebeminister 2012“ 
gewählt. „Die 85000 geduldeten Flücht- 
linge leben in ständiger Angst vor der 
Abschiebung, das obwohl wir hier zur 
Schule gehen und hier unsere Freunde 
haben. Wir fordern ein Bleiberecht für 
uns und unsere Familien“, erklärt Nurja- 
na Arslanova von Jugendliche ohne 

Grenzen. 
Quelle: Presseerklärung PRO ASYL 6. 
Dezember 2012 M 


PRO ASYL 


Bundesweite Arbeitsgemeinschaft 


für Flüchtlinge e.V. 


:ankündigungen 


Kalender-soziale-Bewegungen 2013 


EIN DOKU 


Mit Bildern und Texten aus 
der Provinz zwischen Düm- 
mer-August und Wendland, 
Steinhuder Meer und Kuhle 
Wampe 

Von und mit Menschen die 
was bewegen ! 

Satirisch-bunt nimmt der Lü- 
neburger Aerosolkünstler dilli 
Dillmann das Leben „über un- 
sere Verhältnisse“ auf die 
Schippe. Günter Zint, Foto- 
graf von Beatles, Domenica 
und zahllosen Demos zeigt 
berühmte Bilder aus Gorle- 
ben. Frauen-helfen-Frauen 
trifft auf den Motorradclub 
„Kuhle Wampe“ und am 
1.Mai werden Nazis aus Celle 
und Lehrte verjagd. Das 
„Ausmisten“ des Nahtzi-Hof 
in Eschede wird wie der Ar- 
beitskampf der KollegInnen 
der Mittelweser-Klinik Nien- 
burg mit einer Vorstellung des 
Zirkus Barbarella belohnt, um 
dann fit gegen Hartz4 zu de- 
monstrieren. Wer über die 
Verdener Stolpersteine fällt, 


Die Philosophen haben die Welt nur verschieden interpretiert; 
es kommt aber darauf an, sie zu verändern. Karl Marx 


R 2013 


bekommt Bio-Leckereien aus 
der Backstube Bundschuh. 
Das Kalendarium zeigt sich 
mehrfach der Zukunft zuge- 
wandt und weiß z.B. wann ge- 
nau in einigen Jahren die FDP 
auswandert. 

Ein schönes Jahresendfest- 
geschenk für Widerständige. 

Hier kann mensch sich ganz 
tief in den Kalender reinkli- 


WENN STEINE ERZÄHLEN ... Über Schicksale stolpern 


Erinnerungen an Opfer des Nazifaschismus in Verden 


‚Auf Initiative und mit aktiver Unter- 
stützung des „Vereins für Regio- 
nalgeschichte YERLEN ” hat der 
Kölner Aktionskünstler Gunter Demnig 
in der Zeit zwischen 2007 und 2012 
im Rahmen seines „Stolperstein”-Pro- 
jektes auch in Verden an den letzten 


des Naziregimes zehn mal zehn cm 
große Gedenksteine eingesetzt. Vier 

en weitere kamen in den angrenzenden 
Orten Kirchlinteln und Langwedel dazu, Gedacht und erinnert werden soll 
mit diesem Projekt allen Opfern des Nazifaschismus: Jüdischer Menschen, 
Sinti und Rcma, politisch Verfolgtes, religiös Verfolgter, Euthanasieopfer, Ho 
mosexueller etc. „Ein Mensch ist erst vergessen, wenn sein Name vergessen 
Ist" (G.Demnig) Der „Verein für Regionaigeschichte Verden“ hat sich Anfang 
2012 aufgelöst. Es bleibt sein Verdienst, den mit Duldung der Mehrheit der 
Verdaner Bevölkerung vom Nazifaschismus Verfolgen, Deportierten und Er- 


mordeten wieder ein Gesicht, einen Namen und eine Adresse gegeben zu ' 


haben, Ausführliche Informationen zu dem Projekt „Stolpersteine” und den 
Biographien von Opfern des Naziregimes in Verden sind zu finden in der sehr 
informativen Broschüre „Stolpersteine - Biografien aus Verden” unter: 


www.regionalgeschichte-verden de/Unterseiten’ätolpersteine.hun - | 


Wohnorten von einundachtzig Opfern 


NOVEMBER 

1 FR 41 mo 21 00 
25 1201 22 Fr 
35% 13 mı 23 5A 
4 no 14 00 24 so 
50 15 FR 25 mo 
6m 16 sa 26 oı 
700 17 50 & 27m 
gr 18 vo 28 oo 
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Kein Vergeben - Kein Vergessen! 


cken: antifa.sfa.over-blog.com 
Der Kalender kostet 12 
Euro, wer mehrere bestellt er- 
hält Rabatt. Bitte bestellen bei: 
social.pressx@gmail.com 
Der Kalender ist in vielen 
Läden, bei Gewerkschaften, 
Linken, Grünen in Nieder- 
sachsen zu kaufen. 
Herausgeber sind: antifa- 
Initiative SFA, DGB-Kultur- 


AK, radioflora.de, Geschichts- 
werkstatt Han. eV -heide bote- 


Wer noch alte Kalender von 

2010, 2011 und 2012 hat: 
bitte gib/ schick sie uns. 
Dann können wir endlich wel- 

che an Archive geben. 

Warme Winterfüße wünschen 
Andrea Schlüsselburg und 
Charly Braun 
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:aus der rechten presse 


Bund der Nazi-Vertriebenen 
Junge Freiheit Nr. 48/12 vom 23.11.2012 


Erika Steinbach, Präsidentin des Bundes 
der Vertriebenen, hat eine Studie über die 
Funktionäre des BDV in den fünfziger 
und sechziger Jahren in Auftrag gegeben. 
Das Institut für Zeitgeschichte kommt zu 
dem Schluss, dass 11 von 13 Spitzen- 
funktionären des BDV bei seiner Grün- 
dung schwer in die Nazi-Herrschaft ver- 
strickt waren. Das ist eigentlich nichts 
Neues, darüber hatte die DDR bereits in 
den sechziger Jahren berichtet. Das Blatt 
hingegen hält es für normal: „Es gehört 
zur bundesdeutschen Schizophrenie, ei- 
nerseits den Nationalsozialismus als ein 
totalitäres Machtsystem zu beschreiben 
und andererseits den Menschen vorzu- 
werfen, dass sie sich in ihrer Mehrheit 
entsprechend verhalten und in die Um- 
stände gefügt haben.“ Es ist schon eine 
gewaltige Verharmlosung, die aktive Be- 
teiligung in der Leibstandarte Adolf Hit- 
ler, die Tätigkeit als Kriegsverwalter und 
Richter in den von Nazis besetzten Ge- 
bieten, SA- und SS-Mitgliedschaft als 
Fügen in die Umstände zu beschreiben. 
Die BDV-Funktionäre waren aktiv an 
den Naziverbrechen beteiligt, haben sie 
gestützt, propagiert und verteidigt — und 
gründeten den Verband, weil sie sich um 
den Lohn ihrer Verbrechen betrogen sa- 
hen. 


Wer ist schuldig? 
Junge Freiheit Nr. 48/12 vom 23.11.2012 


Vorgeblich kritisch interviewt das Blatt 
den französischen Schriftsteller Richard 
Millet. Millet hatte Ende August ein Es- 
say mit dem Titel „Lobrede auf Anders 
Breivik“ veröffentlicht. Er ist ein dezi- 
dierter Islamgegner und hält Anders 
Breivik für einen Mörder, aber vor allem 
für ein Symbol des Todes „der europäi- 
schen Kultur“. Das Blatt: „Sie distanzie- 
ren sich also von der Tat, identifizieren 


sich aber mit dem Motiv? Muss das nicht 
in ihrer Legitimierung enden?“ Die Ant- 
wort Millets: „Ich legitimiere gar nichts. 
Breivik ist ein Krimineller ... Schon gar 
nicht legitimiere ich seine Taten. Aber zu 
glauben, dass Norwegen unschuldig sei, 
wäre naiv.“ Denn, so Millet, die interkul- 
turelle offene norwegische Gesellschaft, 
von Millet Multikulturalismus genannt, 
sei verantwortlich für Breiviks Handeln. 
Das Blatt bestreitet das nicht, sondern be- 
zichtigt Breivik wegen mangelnder preu- 
Bischer Eigenschaften. Da kommen Fra- 
gen wie: „Breivik tötete gezielt Zivilis- 
ten, er verstieß damit gegen den christ- 
lich-abendländischen Krieger-Kodex, 
welcher Angriffe auf Nicht-Kombattan- 
ten als chrlos erachtet.“ Oder „Breivik 
ging gegen Minderjährige vor, als er- 
wachsene Polizisten Utoya erreichten, 
gab er sofort auf. — Auf dem Schulhof 
hätten wir solche Typen als feige be- 
zeichnet.“ Diese Kritik zeugt schon von 
einem großen Maß an Menschenverach- 
tung und Mißachtung jeder Menschen- 
würde. 


Bibliothek des Konservatis- 


mus mit Verspätung eröffnet 
Junge Freiheit Nr. 49/12 vom 30.11.2012 


Eigentlich hatte das Blatt 2009 angekün- 
digt, die Bibliothek des Konservatismus 
werde 2011 eröffnet. Die feierliche Ein- 
weihung fand zwar 2011 statt, für die Öf- 
fentlichkeit zugänglich ist sie jedoch erst 
seit Ende November 2012. Die von Ca- 
spar Schrenck-Notzing eingerichtete För- 
derstiftung Konservative Bildung und 
Forschung, deren Vorsitzender des Stif- 
tungsrates der Chefredakteur des Blattes, 
Dieter Stein, ist, ist Träger der Biblio- 
thek. Caspar Schrenck-Notzing war bis 
zum seinem Tod im Jahr 2009 Herausge- 
ber und Finanzier der rechten Zeitschrift 
Criticön. Grundbestand der Bibliothek ist 
sein ehemaliger Buchbestand, außerdem 
haben verschiedene Abtreibungsgegner 
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einen „Sonderbestand Lebensrecht“ er- 
möglicht. Die Bibliothek, die auch über 
Veranstaltunsräume verfügt, belegt zwei 
Stockwerke eines Bürohauses in der Fa- 
sanenstraße in der Nähe vom Bahnhof 
Zoo. Das Blatt selbst teilt mit: „Vieles 
hängt jedoch an der Finanzierung ... Ein 
Förderkreis aus inzwischen 2000 Perso- 
nen hat bis heute alle Mittel aufgebracht 
... Wollen sich Deutschlands Konservati- 
ve zukünftig eine koservative Bibliothek, 
die auch Denkfabrik und Veranstaltungs- 
zentrum ist, in Berlin leisten oder nicht? 
Von den Antworten auf diese Fragen 
hängt alles ab.“ Ja, auch eine Bibliothek 
kann teuer werden. 


Das Blatt will Zweifel säen 
Junge Freiheit Nr. 50/12 vom 07.12.2012 


Bereits bei Bekanntwerden der Existenz 
des NSU versuchte das Blatt, Zweifel an 
der Täterschaft der Neonazis zu wecken 
und erörterte die Verstrickung des Verfas- 
sungsschutzes. Diese Art der Berichter- 
stattung wird weiter fortgesetzt. Unter 
der Überschrift „Ein Rucksack voller 
Fragezeichen — „Nationalsozialistischer 
Untergrund“: Das Ende von Uwe Mund- 
los und Uwe Böhnhardt in Eisenach ist 
bis heute nicht restlos geklärt.“ veröffent- 
licht das Blatt Mutmaßungen über die 
polizeilichen Untersuchungen, die an- 
geblich nachträgliche Erkenntnisse aus 
einem lange beschlagnahmten Rucksack 
gewonnen hätten. Ob der Tod der beiden 
NSU-Mitglieder jemals restlos geklärt 
werden kann, wird sich zeigen. Sicher ist 
jedoch, dass ohne Abschluss der staatsan- 
waltlichen Ermittlungen und ohne Ge- 
richtsprozess es nie zu einer abschließen- 
den Klärung kommen kann. Deshalb ist 
der Artikel des Blattes trügerisch — er- 
weckt er doch die Erwartung, es könne 
eine abschließende Klärung nach Polizei- 
ermittlungen ohne weitere rechtliche 
Schritte geben. 

uld 


